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1. Zur Verfassungsbeschwerde gegen das Kirchensteuergesetz


07.11.2007


Wie der "Internationale Bund der Konfessionslosen und Atheisten e. V." (IBKA) am 06.11.2007 mitgeteilt hat, unterstützt er eine "Verfassungsbeschwerde wegen Kirchenaustrittsgesetz NRW". Ein Kölner, vertreten durch Rechtsanwälte Carlos Claussen / Rechtsanwalt Dr. Joachim Granzow, hat die Beschwerde eingereicht wegen der Verwaltungsgebühr von 30 Euro für seinen sog. "Kirchenaustritt". Diese "Beschwerde" weist eklatante Mängel auf. An sich muss bereits diese Beschwerde als solche erstaunen, denn schon vor weit über einem Jahr (16.06.2006) wurde beim Bundesverfassungsgericht in der Sache "Kirchenaustrittsgebühr NRW" Beschwerde eingelegt. Die Begründung bestand aus fünf Punkten:


1. Bereits der Begriff "Kirchenaustritt" ist irreführend. Faktisch wird damit ja gar nicht aus der Kirche ausgetreten, sondern aus einer Sekte. Der Begriff "katholische Kirche" ist unfehlbar definiert mit den Kennzeichen "einig, heilig, katholisch und apostolisch". Die Sekte von "Vatikanum 2" (V2-Sekte) ist - nicht einig, sondern chaotisch, s. die unzähligen nachgewiesenen Irrlehren bzgl. Erbsünde bis Erlösung; - nicht heilig, sondern profan, s. die verfälschten, üblicherweise ungültigen "Sakramente"; - nicht katholisch, sondern synkretistisch, s. die "interreligiösen Gebetstreffen"; - nicht apostolisch, sondern antichristlich, s. die fehlende Sukzession beim Weihesakrament und den Bruch mit der apostolischen Lehre. Dass in so einem Morast schwerste Verbrechen wie Kinderschändung blühen und gedeihen, kann nicht überraschen.


2. Es bestehen keinerlei rechtliche Beziehungen zwischen katholischer Kirche und BRD, da die BRD sich anstelle der katholischen Kirche die V2-Sekte als ausdrücklichen Vertragspartner erwählte. Mit der "Kirchenaustrittsgebühr" wird also nur eine bewusste Irreführung geschaffen resp. aufrechterhalten.


3. Der Austritt aus der V2-Sekte ist für Katholiken notwendig, weil die Mitgliedschaft in der von der Freimaurerei beseelten V2-Sekte mit der Exkommunikation bestraft ist, cf. CIC can. 2335; s. dazu den Kommentar von Jone (Gesetzbuch, 1940, 494): "Eine Gesellschaft schürt bzw. agitiert gegen die Kirche, wenn sie (vielleicht neben anderen, guten Zwecken) den Zweck hat, die Kirche, ihre Autorität, ihre Gewalten, Rechte, Privilegien usw. oder ihre Behörden (nicht bestimmte Personen aus persönlichen Beweggründen) zu bekämpfen."


4. NRW macht sich also schon von daher strafbar, dass es sich überhaupt in diesen Vorgang einmischt. Z.B. führt NRW ungefragt Schutzgelder (sog. "Kirchensteuer") an die V2-Sekte ab von Personen, die in den NRW-Akten als "katholisch" gelistet sind. Bereits das ist ein Verbrechen gegen das Grundrecht auf das Bekenntnis der wahren Religion.


5. Durch die "Kirchenaustrittsgebühr" wird dieses Kapitalverbrechen nochmals gesteigert, cf. Rudolf Ladwig, 1. Vorsitzender des IBKA: "Für Schüler, Studenten, Arbeitslose, Sozialhilfeempfänger und Bezieher niedriger Einkommen stellen diese 30 Euro oft eine soziale Härte dar, so dass die Verwirklichung des Austrittswunsches dadurch be- oder gar verhindert wird."


Das BVerfG wies die Klage ab mit der Begründung, "es fehlt bereits an der Vorlage bzw. genauen Bezeichnung eines Sie unmittelbar betreffenden konkreten Hoheitsaktes, etwa eines genau bezeichneten Gesetzes oder einer grundsätzlich letztinstanzlichen Gerichtsentscheidung, gegen den bei Vorliegen der sonstigen Zulässigkeitsvoraussetzungen fristgerecht eine Verfassungsbeschwerde erhoben werden kann." Kurz: Das BVerfG vermochte nicht zu erkennen, dass mit der sog. "Kirchenaustrittsgebühr NRW" die sog. "Kirchenaustrittsgebühr NRW" gemeint war.


Wegen dieser Entscheidung des BVerfG wurde dann am 15.01.2007 beim "Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte" (EuGHMR) Beschwerde gegen die BRD eingelegt wegen Verletzung des Artikels 9 (Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit) der Menschenrechtskonvention: "(1) Jede Person hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit; dieses Recht umfasst die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu wechseln, und die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung einzeln oder gemeinsam mit anderen öffentlich oder privat durch Gottesdienst, Unterricht oder Praktizieren von Bräuchen und Riten zu bekennen. (2) Die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu bekennen, darf nur Einschränkungen unterworfen werden, die gesetzlich vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sind für die öffentliche Sicherheit, zum Schutz der öffentlichen Ordnung, Gesundheit oder Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer."


In der Beschwerde wurde nachdrücklich darauf hingewiesen, dass der Beschwerdeführer - in NRW lebt; - als römisch-katholischer Priester direkt betroffen ist, z. B. da er nicht zuletzt für die Menschen in NRW verantwortlich ist, die hier für ihre Bekehrung zur katholischen Kirche noch Gelder an die BRD abführen müssen; - sich ganz konkret gegen die NRW-"Kirchenaustrittsgebühr" wendet. Ein weiterer Punkt der Beschwerde: Es wird weder vom BVerfG noch sonst wo erklärt, inwiefern die sog. "Kirchenaustrittsgebühren" "notwendig sind für die öffentliche Sicherheit, zum Schutz der öffentlichen Ordnung, Gesundheit oder Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer."


Diese neuerliche Verfassungsbeschwerde ist also an sich bereits hinfällig, weil auch darin irreführenderweise die V2-Sekte wie selbstverständlich als "katholische Kirche" ausgegeben wird. Angesichts dieses radikalen Defektes ist das Schreiben insgesamt objektiv völlig gegenstandslos. Selbst diese Vorgehensweise als solche beim - an sich unterstützenswerten - Anliegen, dass unheilbar illegale Hürden wie die sog. "Kirchenaustrittsgebühr" abgeschafft werden, hat sich eigentlich durch die Sachlage von selbst und angesichts der alten, abgelehnten Verfassungsbeschwerde schon längst komplett erledigt. Eine ordentliche Lösung kann ausschließlich darin bestehen, dass der katholischen Kirche ihre ureigenen, unantastbaren Rechte zugestanden werden. Alles andere wäre Verschiebung und ggf. Verschlimmerung des Unrechts.









2. Subjektivismus als alleinige Handlungsgrundlage der Justiz


27.11.2007


Für Verurteilungen von Unschuldigen bedient sich die Justiz immer wieder gerne des Subjektivismus, um einerseits dem Unschuldigen eine Straftat anzudichten und anderseits auf eine sachliche Begründung für Anklage resp. Verurteilung zu verzichten. Die Standardformulierung lautet, der Unschuldige sei sich "bewusst", eine Straftat begangen zu haben. Fälle dieser Art gibt es bereits jetzt unzählige, und ein Ende dieser irrationalen Bewusstseins-Justiz ist nicht abzusehen. Hier nur beispielhaft einige wenige Bereiche, in denen die Bewusstseins-Justiz konstitutiv ist:


1. Der bekannteste und bedeutsamste Bereich dürften "Beleidigungsdelikte" sein. Was eine Beleidigung ist, ist gesetzlich bestimmt im § 185 StGB, d.h. gar nicht gesetzlich bestimmt. Dieser Verstoß gegen das Bestimmtheitsgebot ("keine Strafe ohne Gesetz", cf. §1 StGB; Art. 103,2 GG; Art. 7 EMRK) ist ein solch eklatanter Mangel, dass folglich "Beleidigung" nicht justiziabel sein kann. Aber auch wenn man die fehlende gesetzliche Bestimmtheit ignoriert und sich rein statistisch mit der Materie beschäftigt, kommt man zu keinem anderen Schluss als Tröndle / Fischer, Kommentar zu StGB, 52. Auflage, München 2004, zu §185: »In der strafrechtlichen Praxis kann die Bedeutung des Ehrenschutzes mit dem Gewicht seiner theoretischen Ableitung schwerlich mithalten ... Die Mehrzahl der Anzeigeerstatter wird ohne größeres Federlesen auf den Privatklageweg verwiesen und erleidet dort nach Zahlung von Sicherheitsleistungen (§379 StPO), Gebührenvorschuss (§379a), Kostenvorschuss für das Sühneverfahren (§380) und des zur Erhebung einer formgerechten Klage in der Regel erforderlichen Rechtsanwaltshonorars regelmäßig Schiffbruch (§383 II), in hartnäckigen Fällen eine Sonderbehandlung zur Abwehr des Querulantentums ... Für das Legalitätsprinzip und das gesetzliche Normalverfahren bleibt ein kleiner Kern von Taten übrig, unter deren Opfer Amtsträger und öffentlich wirkende Personen überrepräsentiert sind.«


Und der bekannte Anwalt Claus Plantiko resümiert aus seinen jahrzehntelangen Beobachtungen der Justiz: "Es ist reiner unvorhersehbarer und unvermeidbarer Zufall, ob man wegen irgendeiner Äußerung oder Geste angeklagt und bestraft wird." Der Unschuldige wird wegen unliebsamer Äußerungen / Gesten also einfachhin beschuldigt, er habe "gewusst", dass seine Handlung / Unterlassung "beleidigend" und damit strafbar war gem. §185 StGB.


2. Noch immer eine großen Teil der Subjektivismus-Verurteilungen betrifft die so gen. "Holocaust-Leugnung". Dabei werden so gen. "Revisionisten" als "Neo-Nazis", "Hitler-Verehrer", "Geschichtsfälscher" etc. hingestellt. Nun bestreitet niemand ernsthaft, dass Hitler und seine Anhänger für Verbrechen gegen Juden verantwortlich sind. Auch bestreitet niemand ernsthaft, dass es unter den "Revisionisten" Neo-Nazis, Hitler-Verehrer, Geschichtsfälscher etc. gibt. Aber man muss sich einfach der Tatsache stellen, dass vieles, was - oft strafbewehrt - als "Holocaust"-Glaubensinhalt verbreitet wurde, mittlerweile dank den Revisionisten auch von höchsten Stellen widerrufen wurde, wenn auch meist erst nach Jahrzehnten. Konkrete Beispiele sind die Reduzierung der Opferzahlen auf den (1995 ausgetauschten) Auschwitz-Gedenktafeln oder der Verzicht auf die "Seifenlegende" ("Seife aus Judenfett"). Sogar die Aussage des bekannten Historikers David Irving, dass die "Gaskammer" in Auschwitz kein Originalbau ist, wofür Irving zu 30.000 DM Strafe verurteilt wurde, wurde mittlerweile vom Museum Auschwitz explizit als wahr zugegeben. Trotz allem werden faktisch nicht nur Beweisanträge bei "Revisionisten"-Prozessen abgelehnt, es wird sogar der Verteidigung ausdrücklich verboten, Beweise für die Richtigkeit revisionistischer Aussagen vorzubringen. Und es wird sogar offen zugegeben, dass die Beweislage für den "Holocaust" sehr dürftig ist: Das hat die Justiz in ihren Prozessen gegen Ernst Zündel und Germar Rudolf ausdrücklich eingestanden, und Raul Hilberg erklärte noch im Juni 2006 ("Standard", Wien), dass der Holocaust überhaupt erst zu 20 Prozent erforscht sei. Welchen Wert die objektive Wahrheit gegenüber subjektivistischen Unterstellungen seitens der Justiz hat, erläuterte Richter Ulrich Meinerzhagen bei der Verurteilung Zündels unmissverständlich: "Es ist unerheblich, ob es den Holocaust gegeben hat oder nicht; seine Leugnung jedenfalls ist in Deutschland verboten." Damit wird der sehr enge Rahmen des §130 StGB heillos gesprengt und jede Bindung an Recht und Gesetz völlig aufgegeben: Gem. §130 StGB wird bestraft, "wer eine unter der Herrschaft des Nationalsozialismus begangene Handlung der in § 6 Abs. 1 des Völkerstrafgesetzbuches bezeichneten Art ... billigt, leugnet oder verharmlost." Von der Justiz wird aber stattdessen bestraft, wer eine unter der Herrschaft des Nationalsozialismus bloß angeblich begangene Handlung resp. gar nicht begangene Handlung als eben eine solche bezeichnet.


Nimmt man also die zahlreichen massiven Korrekturen bzgl. Holocaust-Behauptungen, die Beweisverbote für Forscher, die offen zugegebene sehr dürftige Beweislage und die absolute Unerheblichkeit der geschichtlichen Wahrheit sowie die Missachtung des gesetzlichen Rahmens zusammen, leuchtet immerhin schnell ein, warum die Justiz normalerweise auch keine andere Möglichkeit hat, "Revisionisten" zu verurteilen, als eben mit Verweis auf das "Bewusstsein" der "Revisionisten", "Unrecht" zu begehen.


3. Zwar gibt es nicht viele Lebensschützer, aber diese wenigen werden immerhin recht oft angeklagt und verurteilt, sie würden andere "verleumden", d.h. falsche Aussagen verbreiten. Eine falsche Aussage ist immerhin ein objektiver Anhaltspunkt, doch genau daran scheitert die Justiz: So hat die Justiz beschlossen, dass Menschen im Mutterleib keine Menschen sind. Objektiv ist es bereits rein nach dem Gesetz der Logik unmöglich, dass jemand etwas ist, was er nicht ist (resp. umgekehrt). Es müsste jedenfalls immerhin nachgewiesen werden, dass Menschen im Mutterleib keine Menschen sind, resp. dass die einhelligen klaren Ergebnisse aller ernstzunehmenden Forscher wie z.B. Prof. Dr. Erich Blechschmidt falsch sind, denen zufolge Menschen im Mutterleib eben sehr wohl Menschen sind. Aber daran hält sich die Justiz gar nicht erst auf. Sie wirft den Lebensschützern vor, "bewusst" die "falsche Behauptung" zu verbreiten, dass Menschen im Mutterleib Menschen sind.


4. Wohl eher ein Nischenbereich, aber noch immer in der Justiz nachweisbar: Wer bewiesenermaßen einen Titel rechtmäßig führt, kann objektiv selbstverständlich nicht wegen "Missbrauchs von Titeln" belangt werden. Deshalb verzichtet die Justiz für eine entsprechende objektiv illegale Verurteilung hartnäckig auf eine Würdigung der Beweise, weshalb ein Titel geführt wird, und beschränkt sich in der Anklage auf die Behauptung, der Titelträger führe seinen Titel "bewusst" zu "Unrecht".


Der Subjektivismus-Justiz ist objektiv nicht beizukommen, weil sie ihr ganzes Dasein allein einer rein irrationalen Behauptung verdankt, nämlich den hellseherischen Fähigkeiten, das Bewusstsein ihrer Opfer besser zu kennen, als die Opfer es selbst kennen. Das Ignorieren tatsächlicher Gegebenheiten kann dabei nach Belieben auch von der Justiz zugegeben werden, entscheidend ist aber immer, dass für die Justiz die objektiven Gegebenheiten keine Rolle spielen. Tatsächlich wird die Irrationalität auch vom Bundesverfassungsgericht des Öfteren gewürdigt, z.B. BVerfGE 34, 269, 287: "Die Entscheidung des Richters muß auf rationaler Argumentation beruhen" und 25, 352, 359: "Das irrationale Element muß entfallen, das in einer modernen Gesellschaft keinen Platz haben kann." Ein Ausweg aus der Subjektivismus-Krise wäre überhaupt erst möglich, wenn die Justiz objektiven Kriterien wenigstens eine Chance geben würde; Justizbeobachter sind sich einig, dass damit nicht zu rechnen ist. Und wer von der Justiz erwartet, dass sie nicht nach subjektivistischer Willkür, sondern nach Recht und Gesetz (cf. GG Art. 20,3) urteilt, muss damit rechnen, wegen "Beleidigung" (s.o. Nr. 1) verurteilt zu werden, weil ihm angeblich bewusst ist, dass die Justiz immer nach Recht und Gesetz urteilt.









3. Canossa-Republik Deutschland?


03.10.2008


»Den anhängenden Artikel muß "man" gelesen haben - und ihn weiterverbreiten. Albrecht hat damit einen Beitrag geleistet, den ich als "Sternstunde" bezeichnen möchte.« »Dieser Artikel wird – per Fax und eMail – bundesweit verbreitet: (an Print- und TV-Medien, Länderchefs, Parteien, „Spitzenpolitiker“ etc. / 2.-6. Oktober 2008).«


Diese Bemerkungen sind einem Artikel von Friedrich Carl Albrecht vorausgeschickt: "Zum 18. Jahrestag der Deutschen Einheit. Hinter einer demokratischen Fassade". Albrecht zitiert darin einleitend den estnischen Staatspräsidenten Lennart Meri. Meri sagte 1995 in Berlin: "Als Este frage ich mich, warum zeigen die Deutschen so wenig Respekt vor sich selbst? Deutschland ist eine Art Canossa-Republik geworden, eine Republik der Reue. Aber wenn man die Moral zur Schau trägt, riskiert man, nicht sehr ernst genommen zu werden. Als Nicht-Deutscher erlaube ich mir die Bemerkung: Man kann einem Volk nicht trauen, das rund um die Uhr eine intellektuelle Selbstverachtung ausführt. Diese Haltung wirkt auf mich als ein Ritual, eine Pflichtübung, die überflüssig und sogar respektlos gegenüber unserem gemeinsamen Europa dasteht. Für mich als Este ist es kaum nachzuvollziehen, warum die Deutschen ihre eigene Geschichte so tabuisieren, daß es enorm schwierig ist, über das Unrecht gegen die Deutschen zu publizieren, ohne dabei schief angesehen zu werden – aber nicht etwa von den Esten oder Finnen, sondern von den Deutschen selbst!" Albrecht bekräftigt dann die Aussage von Meri: "Deutschland ist zu einer Canossa-Republik verkommen". Und Albrecht zitiert dann noch den Schriftsteller Hans-Georg von Studnitz mit seiner Aussage von 1985: "Die 40 Jahre nach Kriegsende ungestillte Lust der Deutschen an der Erniedrigung ihrer Vergangenheit hat die Grenzen überschritten, die selbst der Charakterlosigkeit gesetzt sind."


Der Albrecht-Artikel ist ein eindrucksvolles Beispiel, wie hartnäckig blind viele für falsche Propheten die Werbetrommel rühren und ihnen nachlaufen. Denn jedem stehen die Quellen offen, sich zuverlässig über Canossa zu informieren. Obgleich heutzutage unter dem sprichwörtlichen "Gang nach Canossa" eine öffentliche Erniedrigung und Demütigung verstanden wird, ist dies historisch eindeutig falsch. Canossa ist ein italienisches Dorf. Während seiner Reise von Rom nach Augsburg i.J. 1077 verweilte Papst Gregor VII. in der Burg von Canossa. Papst Gregor VII. hatte gegen Kaiser Heinrich IV. den Kirchenbann verhängt, weil der Kaiser in unzulässiger Weise in innerkirchliche Angelegenheiten eingegriffen hatte. Und der Kaiser ging also im Winter 1077 nach Canossa und erflehte die Lösung vom Kirchenbann, indem er sich an drei aufeinanderfolgenden Tagen vom Morgen bis zum Abend im Bußkleid vor dem Burgtor aufstellte - bei eisiger Kälte und Schnee. Der Papst löste den Kirchenbann, aber der Kaiser meinte es wohl nicht ernst mit seiner Sühne. Stattdessen ging er bald noch schlimmer gegen die Kirche und namentlich gegen Papst Gregor VII. vor. In einem Heiligenlexikon (Wimmer 1956) heißt es über diesen heiligen Papst: "Vor allem sein Kampf gegen Simonie und Laieninvestitur (Investiturstreit 1075) und für den Zölibat des Klerus brachten ihm begreiflicherweise viele Feinde ein, besonders den deutschen Kaiser Heinrich IV., der die kirchlichen Ämter weiterhin vergeben wollte. Dieser gigantische Kampf für die Freiheit des Gottesreiches, den der Papst mit unerhörter Energie führte, endete mit seiner Verbannung in Monte Cassino und Salerno (südöstlich von Neapel), wo er, geistig ungebeugt, in der Stimmung eines Märtyrers, am 25. Mai 1085 sterbend die Worte sprach: "Ich habe die Gerechtigkeit geliebt und das Unrecht gehaßt, deshalb sterbe ich in der Verbannung."« Soweit das Lexikon. Am 25. Mai, dem Fest des hl. Gregor, lautet das Kirchengebet: "O Gott, du Stärke derer, die auf dich hoffen, Du hast Deinen heiligen Bekenner und Papst Gregor mit ausdauernder Kraft gestärkt, damit er die Freiheit der Kirche schütze; so laß uns kraft seines Beispiels und seiner Fürsprache alle Widerstände tapfer überwinden."


Also: Canossa steht tatsächlich für Reue: Heinrich hat wegen seiner wirklichen Vergehen Buße getan. Vielleicht waren Heinrichs Bußübungen nur geheuchelt, wie sein späteres Vorgehen gegen die Kirche vermuten lässt. Trotzdem: Es war eine berechtigte und notwendige Buße, die er getan hat. Wenn hingegen der estnische Staatspräsident Lennart Meri von einer "Canossa-Republik" faselt, ist das nur schlimmste Hetze. Zunächst: Es gibt nämlich gar nicht "Deutschland", so wie es Heinrich IV. gab. Heinrich war eine einzige Person und nebenbei Kaiser, Deutschland hingegen ist ein besetztes Land mit über 80 Millionen Insassen, die von "Politikern" und "Richtern" geknechtet werden. Und wie steht es denn um die angebliche "Reue" über Deutschlands Verbrechen während der Nazi-Herrschaft? Zur echten Reue gehört auch echte Gewissenserforschung, die sorgfältig prüft, welche Art von Schuld überhaupt vorliegt. Echte Gewissenserforschung zielt immer auf echtes Wissen, u.z. sowohl darüber, was man überhaupt getan oder nicht getan hat, als auch, inwieweit man damit eine Schuld auf sich geladen hat.


Und wie sieht es mit der Gewissenserforschung über die Nazi-Zeit aus? Es gibt durchaus Deutsche, die ihre eigene Geschichte nicht tabuisieren. Aber diese landen sehr schnell im Kerker, dank der unermüdlichen rigorosen Unterdrückung durch "Politiker" und "Richter". Die Deutschen handeln dabei allerdings nicht gegen sich selbst, sondern die Unterdrücker handeln gegen die Unterdrückten, und die Lemminge der Unterdrücker schweigen oder jubeln dazu, aber jedenfalls kritisieren sie dieses Unrecht nicht - sei es nun aus Angst, aus Gedankenlosigkeit oder aus Überzeugung. Meri und Albrecht verlangen von den Deutschen eine Gesinnung der Marke: "Nach Canossa gehen wir nicht." Damit charakterisierte Bismarck seinen Vernichtungskrieg gegen die Kirche, den sog. "Kulturkampf". Darüber schreibt ein katholischer Schriftsteller (Rost): »Der Kulturkampf in seiner ganzen Tragweite war ein radikaler, gehässiger Vorstoß gegen die Freiheit von Geist und Gewissen, gegen die Grundsätze des Rechts, der Sittlichkeit, der Religion. Der Gedanke der Staatsvergottung, der staatlichen Allgewalt hatte Bismarck so stark erfaßt, daß er keinen anderen Gott daneben duldete. In diesen Wahn der Unfehlbarkeit sind alle Staatsmänner ohne höhere Bindung verfallen, von Julian dem Abtrünnigen an bis zu Adolf Hitler, der in dem Wahnsinn der Selbstvergottung und der Vergötzung durch seine Anbeter den Gipfelpunkt erreichte, indem er "Gott den Allmächtigen" zum Schutzherrn seiner Haß- und Gewaltpolitik und seiner "Mission für Europa" anzurufen sich erdreistete. Die Politik Bismarcks war revolutionär gegen christliche Forderungen und verblendet.« Soweit das Zitat.


Deutschland ist keine "Republik der Reue", sondern der Lüge und der Unterdrückung. Auch heute herrscht "der Gedanke der Staatsvergottung", der "Wahnsinn der Selbstvergottung". Man frage z.B. diejenigen, die nur dafür bekämpft werden, dass sie katholisch sind, dass sie sich für das Lebensrecht der Ungeborenen einsetzen, dass sie das von den Unterdrückern aufgezwungene Geschichtsbild über den Zweiten Weltkrieg einer sachlichen Prüfung unterziehen, oder frage sonst eines der unzähligen BRD-Justizopfer. Man frage ferner, was aus den Schwerstkriminellen wurde, die in der Nazi-Zeit den Vernichtungskrieg gegen die Kirche betrieben haben: Die wurden in der BRD nicht nur nicht bestraft, sondern noch geehrt und befördert. Die wichtigste Lehre, die sie damit weitergegeben haben, war diese: Verbrechen lohnt sich! Also Schluss mit den Lügen von der "Canossa-Republik". Stattdessen ist es Zeit, und dies keineswegs nur für die "Mächtigen" in der BRD, echte Gewissenserforschung zu betreiben, echte Reue zu erwecken und echte Buße zu tun.









4. Öffentlichkeitsarbeit der katholischen Kirche immer erfolgreicher


16.12.2008


Mit dem Tod des bislang letzten Papstes, i.e. Pius XII., im Oktober 1958 begann die jetzige, bislang längste Vakanz des päpstlichen Stuhls. In Abgrenzung von den Scheinpäpsten Angelo Roncalli ("Johannes XXIII.") bis derzeit Joseph Ratzinger ("Benedikt XVI.") wurde für die Katholiken die Bezeichnung "Sedisvakantisten" gebräuchlich. "Sedisvakantismus" ist aber an sich ein rein negativer Begriff ("der päpstliche Stuhl ist nicht besetzt"), er enthält also an sich nicht das positive Bekenntnis zur römisch-katholischen Kirche. Tatsächlich handelt es sich bei den Katholiken nur um eine winzige Teilmenge des Sedisvakantismus. Fast alle Sedisvakantisten sind von der Kirche getrennt, sei es z.B., dass sie Irrlehren anhängen, oder dass sie Mitglieder kirchenfeindlicher Organisationen sind, etwa der Firma des sog. "Zweiten Vatikanischen Konzils" (V2).


Aufgrund politischen Betrugs, infolge mangelnder bzw. irreführender Berichterstattung der Medien, durch das gezielte antikirchliche Agieren der allermeisten Sedisvakantisten sowie wegen Untätigkeit katholischer Sedisvakantisten blieb die katholische Kirche seit 1958 praktisch der öffentlichen Wahrnehmung verborgen. Dieses Schattendasein der Kirche änderte sich im deutschen Sprachraum im größeren Umfang erst mit der Einrichtung des katholischen Internet-Informationsdienstes "Kirche zum Mitreden" (KzM) im August 1997. Messbar war dieser Erfolg nicht nur anhand der steigenden Besuchszahlen auf mittlerweile über 10.000 pro Monat, sondern insbesondere an der Reaktion seitens der V2-Firma sowie der BRD. Während andere sedisvakantistische Publikationen unbehelligt blieben, wurden gegen KzM die schwersten Geschütze illegaler Repression aufgefahren. Wer Bücher kennt wie "Anklage unerwünscht", kann vielleicht einige Formen dieser Repression erahnen.


KzM-Texte fanden international Beachtung und Verbreitung, sogar seitens Mitgliedern der V2-Firma. Exemplarisch für eine V2-Plattform sei das - nach eigenen Angaben - "europaweit größte katholische Webportal" kreuz.net genannt: Bereits 2006 berichtete kreuz.net mehrfach über KzM, wobei die KzM-Texte damals nur als "chaotisch", "kaum entwirrbar" etc. bezeichnet wurden. 2007 begann kreuz.net allerdings, KzM-Texte - ggf. von der kreuz.net-Redaktion bearbeitet - selbst zu veröffentlichen. Im April 2008 wurde zudem begonnen, einige KzM-Texte, normalerweise die Predigten, für Video-Aufzeichnungen vorzulesen und bei youtube zu veröffentlichen. Zudem wurden die meisten dieser Videos auch auf der V2-Videoseite gloria.tv eingestellt. Dabei wurde die gloria.tv-Redaktion sowohl vom KzM-Autor persönlich auf den sedisvakantistischen Hintergrund hingewiesen als auch von gloria.tv-Besuchern um Löschung dieser Videos gebeten, hat aber trotzdem bislang kein einziges der eingestellten Videos gelöscht. Vielen, die V2-gläubig sind und sich "katholisch" nennen, ist damit der Sedisvakantismus bekannt.


Zu den bislang größten Erfolgen in der Öffentlichkeitsarbeit der katholischen Kirche im deutschen Sprachraum dürfte nun die neue Kolumne "Gott und die Welt" zählen, die seit November 2008 beim Internet-Boulevardmagazin "DCRS Online" wöchentlich erscheint. Dort wird in den einführenden Texten, namentlich der diesbez. Pressemeldung von "DCRS Online" selbst sowie in der Kurzbeschreibung des Autors, der Sedisvakantismus klar ausgesprochen. Der Sedisvakantismus hat sich somit aus der Verborgenheit befreien können. Das Fundament des V2-Schwindels wackelt bereits heftig. Zu den wichtigsten noch bevorstehenden Aufgaben gehört nun, die gebührende öffentliche Anerkennung der katholischen Kirche in allen Bereichen durchzusetzen, um dem Netz aus Lügen und Unterdrückung zu entkommen und ein friedliches und gerechtes Zusammenleben der Menschen zu sichern.









5. Pseudo-Nazi-Eklat um "Jedem den Seinen" bei Tchibo und Esso


15.01.2009


Die deutsche Einzelhandelskette Tchibo und der Mineralölkonzern Esso haben mit ihrem Kaffee-Werbespruch "Jedem den Seinen" einen Sturm der öffentlichen Entrüstung ausgelöst; der Vorwurf: "Jedem den Seinen" erinnere an den "Nazi-Spruch" "Jedem das Seine". In den Medien wird nun exzessiv Empörung zelebriert, wofür gerne auch entsprechende Wortführer zitiert werden, z.B. Salomon Korn, Vizepräsident des Zentralrats der Juden in Deutschland. Korn bezeichnet die Kaffee-Werbung als eine "nicht zu überbietende Geschmacklosigkeit" oder ein Beispiel für "totale Geschichtsunkenntnis". In Wahrheit sind aber allenfalls solche Äußerungen wie die von Korn günstigstenfalls eine "nicht zu überbietende Geschmacklosigkeit" oder ein Beispiel für "totale Geschichtsunkenntnis".


Manche weisen darauf hin, dass die Nazis den Spruch "Jedem das Seine" über dem Eingangstor des Konzentrationslagers Buchenwald angebracht haben. Das stimmt zwar, aber dadurch wird "Jedem das Seine" trotzdem kein Nazispruch. Selbst wenn Herr Müller den kompletten Faust rezitiert, abschreibt, in Buchform verteilt etc. pp., so bleibt dennoch Goethe der Autor. Und selbst wenn ein Nazi den Satz des Pythagoras wiederholt, wird dieser Satz dadurch weder unwahr noch unmoralisch. Sucht man also nach "Jedem das Seine" bei Wikipedia, wird man auf momentan zuerst auf den Artikel "suum cuique" verwiesen, worin es heißt: "Suum cuique geht als Grundsatz auf das antike Griechenland zurück. In der Politeia stellte Platon fest, dass Gerechtigkeit besteht, 'wenn man das Seine tut und nicht vielerlei Dinge treibt' [...] In dem politischen und juristischen Sinne 'Jedem das Seine zuteilen' wird die Formel unter anderem bei Cicero, De legibus 1, 6 19, verwendet" (gelesen bei de.wikipedia.org am 14.01.2009). Dementsprechend schreibt große Sozialethiker Heinrich Rommen, der 1933 selbst wegen Veröffentlichung von Anti-Nazi-Literatur von der Gestapo verhaftet worden war, in seinem Standardwerk "Der Staat in der katholischen Gedankenwelt" (Paderborn 1935):


"Gewisse Grundsätze sind allerdings so einleuchtend, die Werte und Güter, von denen sie sprechen, wie die Einheit des sittlichen Bewußtseins der Menschheit beweist, so unmittelbar erkennbar, daß sie als evident gelten müssen. Zum Beispiel, daß das Rechte zu tun, das Unrechte zu unterlassen sei; daß jedem das Seine gebühre. Zwar erscheinen diese Sätze zunächst etwas formal und fast inhaltsleer. Sie besagen aber, daß es Handlungen gibt, die lediglich auf Grund positiver Satzung als Unrecht erscheinen, zum Beispiel das Außerachtlassen verkehrspolizeilicher Vorschriften, und solche, die innerliches Unrecht bilden, zum Beispiel Verleumdung, Ehebruch. Denn diese stehen in einem eklatanten unversöhnlichen Widerspruch zu den Grundgegebenheiten der menschlichen Natur."


Von daher leuchtet es ein, dass jegliche Hetze gegen "Jedem das Seine" bzw. gegen offenkundig davon abgeleitete Formulierungen aufs schärfste zu verurteilen ist. Zugleich belegt der praktisch unwidersprochen gebliebene, oft sogar skrupellos nachgeplapperte Protest gegen "Jedem das Seine" eine eklatante Bildungskrise, wenn nicht gar direkte Miss-Bildung: Denn wie unbestreitbar feststeht, ist "Jedem das Seine" a) ein Satz von absolut existentieller Bedeutung, der obendrein b) unmittelbar erkennbar (evident) ist. Eine solche unerlässliche Stütze jeder gesunden Gesellschaft nicht nur nicht zu kennen, sondern auch noch rundheraus zu verurteilen, kann nicht mehr einfach als Symptom der PISA-Katastrophe abgetan werden, sondern verrät abgrundtiefe Probleme exorbitanten Ausmaßes in der gesamten sittlichen Struktur des Volkes selbst.


Da die Konzerne Tchibo und Esso durch die Medienhetze geschädigt wurden, sollten sie rechtliche Schritte prüfen, zumindest gegen die entsprechenden Agitatoren. Eine solche Verunglimpfung jeglichen gerechten Denkens sollte nicht folgenlos bleiben, zumal dies nicht der erste Fall ist, dass Werbung mit "Jedem das Seine" zu medialem Aufschrei, Werbungsstop und Entschuldigungen seitens der entsprechenden Firmen geführt hat. Tchibo und Esso sollten sich gegen die Geschichtsunkenntnis und Lügenpropaganda durchsetzen und somit einen unverzichtbar wichtigen, längst überfälligen Beitrag zum öffentlichen Frieden leisten.









6. Bundesverfassungsgericht erklärt Grundgesetz Artikel 4 (Freiheit des Glaubens) für verfassungswidrig


17.01.2009


Das Bundesverfassungsgericht hat in einer Pressemitteilung (Nr. 1/2009 vom 8. Januar 2009; Beschluss 2 BvR 717/08 vom 5. Dezember 2008) erklärt: "Innerkirchliche Rechtsakte sind der staatlichen Gerichtsbarkeit entzogen. [...] Die von der Verfassung anerkannte Eigenständigkeit und Unabhängigkeit der kirchlichen Gewalt würde geschmälert werden, wenn der Staat seinen Gerichten das Recht einräumen würde, innerkirchliche Maßnahmen, die im staatlichen Zuständigkeitsbereich keine unmittelbaren Rechtswirkungen entfalten, auf ihre Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz zu prüfen."


Zunächst: Innerkirchliche Rechtsakte sind tatsächlich der staatlichen Gerichtsbarkeit entzogen: "Die Kirche hat eine unmittelbar göttliche Sendung und muß daher in Erfüllung ihrer Aufgaben von jeder menschlichen Macht frei und unabhängig sein. [...] Sie duldet keinerlei Einmischung des Staates in Sachen, die die Glaubenslehre, den Gottesdienst oder das geistliche Regiment betreffen. Frei will und muß die Kirche sein in der Verkündigung der Botschaft Christi (c. 1322 §1). [...] Unter Androhung des Kirchenbannes mißbilligt die Kirche alle staatlichen Gesetze, Anordnungen und Befehle, die sich gegen die Freiheit der Kirche richten (c. 2334 n. 1)" (Eichmann - Mörsdorf, 1959). Wer sich zu der Ansicht bekennt, die Kirche sei dem Staate unterworfen, der ist ein Häretiker (Papst Pius IX., Enzyklika "Quanta Cura"). Häretiker sind keine Mitglieder der Kirche (Catechismus Romanus, I,10,9).


Nur: Genau dieses objektiv illegalen, somit auch objektiv unmöglich rechtskräftigen Generalangriffs gegen die Glaubensfreiheit hat sich das BVerfG und somit die gesamte BRD unanfechtbar schuldig gemacht, u.z. mit der Erklärung über die Hochschule St. Georgen: "Geht man davon aus, daß Peter Knauer häretische Thesen vertritt, ist er nach can. 1325 § 2 CIC ein Häretiker, der nach can. 2314 § 1 CIC der Exkommunikation verfällt. Wenn die Hochschule die Tätigkeit eines solchen Dozenten duldet, begeht sie nach can. 2316 CIC selbst einen Verstoß gegen den Glauben und die Einheit der Kirche" (Geschäftsnummer 2 S 231/79, verkündet am 11.12.1979). Dieser häretische, somit explizit nichtkatholische Verein wird vom BVerfG dann ausdrücklich als "katholische Hochschule" ausgegeben. Im Klartext: Nichtkatholiken werden unanfechtbar als Katholiken ausgegeben, oder logisch: "Nicht-A ist A".


Auf diesem direkten Widerspruch (contradictio in adiecto) basiert dann die gesamte "Kirchenpolitik" der BRD: Wer wirklich katholisch, d.h. wer eben kein Häretiker ist, der wird zum Nichtkatholiken erklärt (logisch: "A ist Nicht-A"). Ein Katholik hat damit keinerlei Freiheit mehr, sich zum katholischen Glauben zu bekennen. Vielmehr wird er eben zu der Häresie - und damit zum Ausschluss aus der Kirche - gezwungen, eine Überordnung der BRD über die Kirche zu bekennen. Wer dennoch am katholischen Glauben festhält, wird von der BRD strafrechtlich verfolgt etc. Damit markiert das BVerfG den Artikel 4 Grundgesetz unanfechtbar als verfassungswidrig: "(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich. (2) Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet."


Zwar haben schon die Nazis gegen die katholische Religion agitiert: "Der Mythus des 20. Jahrhunderts" von Hitlers Chefideologen Alfred Rosenberg war das meistverbreitete Buch nach "Mein Kampf". Allerdings haben die Nazis noch nicht dazu gezwungen, Nichtkatholiken als Katholiken zu bezeichnen, bzw. noch nicht verboten, dass Katholiken sich als Katholiken bezeichnen. Ob und ggf. wie trotzdem noch Glaubensfreiheit für Katholiken in Deutschland eingeführt werden kann, erscheint derzeit unklar.









7. Exkommunikation für Holocaustleugner?


09.02.2009


"Herr Williamson ist unmöglich und unverantwortlich. Ich sehe jetzt keinen Platz für ihn in der katholischen Kirche." Dies äußerte der Vorsitzende der sog. "Deutschen Bischofskonferenz", Robert Zollitsch, bzgl. Richard Williamson, weil dieser von den Medien der "Holocaust-Leugnung" beschuldigt wird. Zunächst zur Frage, ob jemand wegen Holocaustleugnung überhaupt exkommuniziert, d.h. aus der Gemeinschaft der Gläubigen ausgeschlossen werden kann. Ganz eindeutig: Nein! Das kirchliche Recht schreibt nirgends vor, über die Art und den Umfang der nationalsozialistischen Judenverfolgung eine bestimmte Meinung zu vertreten - oder zu verheimlichen. Zugegeben, auch das weltliche Recht schreibt dazu nirgends etwas vor: Es gibt schlichtweg keine Rechtsquelle, derzufolge z.B. die Opferzahl von 5,1 Millionen (Raoul Hilberg) verboten ist, derzufolge die Produktion von Seife aus Juden (Strafgerichtshof Den Haag) geglaubt werden muss etc.


Aber zumindest rein faktisch ist es doch immerhin so, dass jeder schwerstens bestraft wird, der bezweifelt oder gar bestreitet, dass im Nationalsozialismus viele Juden in Gaskammern gestorben sind. Und genau letzteres tut Williamson: Er glaubt zwar ganz ausdrücklich, dass im Nationalsozialismus viele Juden gestorben sind, nur eben nicht in Gaskammern. Williamson stützt sich dabei namentlich auf den "Leuchter Report". Dessen Autor Fred Leuchter äußerte sogar 20 Jahre nach Veröffentlichung (30. Juni 2008) trotz deswegen erlittener Verfolgungen dazu: "Ich gab meine bestmögliche Meinung als Ingenieur ab, und diese steht immer noch. Die Jahre haben diese Meinung nur noch verfestigt. Das polnische Staatspolizeilabor, Germar Rudolf, Walter Lüftl und viele sind meinen Untersuchungen nachgegangen und haben meine Ergebnisse bestätigt. Sollte damals jemand meine Ergebnisse und meine Meinung angezweifelt haben, so geht das heute nicht mehr. Ich jedenfalls kann es nicht." Das Gaskammer-Bestreiten von Richard Williamson mag auch eine moralische Frage sein. Es ist aber rein für die Frage nach der Exkommunikation absolut irrelevant, was im "Leuchter Report" steht, und folglich, was Richard Williamson bzgl. der Gaskammern glaubt. Für das Kirchenrecht, konkret für die Strafe der Exkommunikation, ist das gesamte Thema vollkommen gegenstandslos.


Bereits von daher ist eine Forderung seitens Robert Zollitsch etc. rettungslos abwegig, es solle eine Exkommunikation für "Holocaustleugnung" verhängt werden. Diese totale Absurdität findet ihre Entsprechung in den Fällen, wo eben *keine* Exkommunikation gefordert, geschweige denn ausgesprochen wird. Der Exkommunikation verfallen z.B. alle Häretiker, also solche, die einen unfehlbaren Glaubenssatz (Dogma) bezweifeln oder bestreiten. Z.B. ist das sog. "Zweite Vatikanische Konzil" ein riesiges Sammelbecken schlimmster Häresien, s. z.B. die Leugnung des Dogmas von der Heilsnotwendigkeit der Kirche. Kurz: Die Gemeinschaft derer, die sich zu "Vatikanum 2" bekennen, ist eine Gemeinschaft derer, die nicht zur Kirche gehören. Manche wundern oder empören sich, dass radikale notorische Antichristen wie Gotthold Hasenhüttl, Walter Kasper oder Joseph Ratzinger nicht für ihre erwiesenen Häresien bestraft werden. Hat man aber das Sytem "Vatikanum 2" durchschaut, leuchtet diese Politik ein. Häresien, selbst derbste Gotteslästerungen sind dort nicht nur erlaubt, sondern schlichtweg symptomatisch. Aber wiederum alles ist dort auch nicht erlaubt: Bei "Holocaustleugnung" hört die Toleranz auf. Daraus muss jeder die notwendigen Schlüsse und Konsequenzen ziehen.









8. Gerd-Klaus Kaltenbrunner - "Das heutige Rom"


23.02.2009


Heute vor 70 Jahren, am 23.02.1939, wurde Gerd-Klaus Kaltenbrunner in Wien geboren. Seine verschiedenen publizistischen Aktivitäten, mit denen er besonders in den 70er Jahren einen gewissen Bekanntheitsgrad erlangte, spielen in der heutigen Tagesdebatte wohl keine entscheidende Rolle. Gelegentlich taucht sein Name in Publikationen des "konservativen Christentums" auf; er steht z.B. in der Autorenliste der antikatholischen Monatszeitschrift "Theologisches". Begründet von dem Priester und KZ-Überlebenden Wilhelm Schamoni und später herausgegeben von dem Priester Johannes Bökmann, galt "Theologisches" zeitweilig als eines der "konservatisten" Blätter der "Vatikanum-2"-Gruppe. Bökmann verbreitete dabei den Grundsatz: "Wenn der Kern weich wird, fault das ganze" (Theologisches, Nr. 172 (1984), Sp. 5914-5919). Zu den aktivsten "Theologisches"-Autoren gehört Walter Hoeres, der z.B. eine Rezension der Bücher von Johannes Dörmann verfasste (Theologisches, Juni 1994, Sp. 303-308). In "Der theologische Weg Johannes Pauls II. zum Weltgebetstag der Religionen in Assisi" bewies Dörmann unwiderlegbar, dass Karol Wojtyla (Pseudonym: "Papst Johannes Paul II.") restlos vom katholischen Glauben abgefallen, also Apostat war. Walter Hoeres erklärt dementsprechend auch in seiner Dörmann-Rezension wörtlich: "Jedenfalls lässt sich nicht bestreiten, dass der Gott von Assisi nicht der der Bibel ist."


Der Priester Manfred Adler richtete dann in einem offenen Brief (29.09.1994) an Hoeres die Frage: "Wenn nun der 'Gott von Assisi', das heißt der 'Gott' Johannes Paul II. nicht der Gott der Bibel ist, dann ist logischerweise Johannes Paul II. nicht Christ. [...] Kann ein Nicht-Christ Papst sein? Kann ein Nicht-Christ Vicarius [Stellvertreter] Jesu Christi sein?" Konsequenzen wurden daraus allerdings nicht gezogen. Lieber redeten Autoren wie Leser von "Theologisches" sich hartnäckig ein, dass ein nichtchristliches, ja dezidiert antichristliches Gebilde wie die "Vatikanum-2"-Gruppe doch die römisch-katholische Kirche sein müsse. Dabei wussten die betreffenden Herren durchaus vom "Sedisvakantismus" und hatten zumindest teilweise auch Kontakt zu "Sedisvakantisten", also zu solchen, die sachlich anerkannten, dass der Stuhl Petri derzeit vakant, d.h. nicht rechtmäßig besetzt ist. Aber die Reaktion auf den "Sedisvakantismus" bestand dann allenfalls in (logischerweise) unbegründeter Ablehnung desselben. Nach Möglichkeit wurde der "Sedisvakantismus" einfach totgeschwiegen. Und wenn diese Unterschlagungstaktik schon im "konservativen Christentum" die Regel war, überrascht es nicht, dass in den rein weltlichen Medien der Begriff "Sedisvakantismus" praktisch nie auftauchte. Erst in den letzten Jahren wurde es vereinzelt ein wenig besser: Die FAZ schweigt den Sedisvakantismus zwar noch immer tot, der Spiegel hingegen erwähnt ihn bereits in mehreren Artikeln.


Vielleicht erklärt sich auch von daher, dass die umfangreiche publizistische Arbeit des Gerd-Klaus Kaltenbrunner heute weitgehend in Vergessenheit gedrängt worden ist. Kaltenbrunner hat nämlich selbst die zwingenden Konsequenzen gezogen und erklärt: "Das heutige 'Rom' lehrt eine völlig andere Religion als das Rom von Petrus dem Ersten bis zu Pius dem Letzten. Die einzig mögliche Konsequenz für alle denkfähigen, einsichtigen, glaubenstreuen und überlieferungssinnigen Katholiken ist der Austritt aus der vorgeblichen 'römisch-katholischen Kirche'. Der 'Sedisvakantismus' ist keine Sekte, keine neue Religion, sondern bloß eine Kurzformel für die Situation, wie sie sich einem intelligenten, urteilsfähigen Katholiken, der den Mut hat, die Realitäten wahrzunehmen, unvermeidbar darstellt. Dies sollten wir immer wieder unseren Gegnern klarmachen."









9. Das Vertrauen der Bevölkerung in die Rechtsprechung


26.02.2009


Ein momentanes Tagesgespräch ist die Supermarkt-Kassiererin Barbara E. ("Emmely"), die nach mehr als 30 Berufsjahren fristlos gekündigt wurde, weil sie angeblich ihren Arbeitgeber um 1,30 Euro betrogen hatte. Das Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg erklärte die Kündigung nun für rechtens. Interessant ist dabei der Kommentar von Bundestagsvizepräsident Wolfgang Thierse (SPD), das Urteil sei "barbarisch" und "asozial" - aber nicht wegen des Inhaltes, denn dergleichen äußern auch andere, sondern wegen der Reaktion seitens der Justiz auf den Thierse-Kommentar: Karin Aust-Dodenhoff, Präsidentin des Landesarbeitsgerichts, erwiderte: "Diffamierungen der Gerichte, zumal von einem der höchsten Repräsentanten unseres Landes, sind demgegenüber in keiner Weise hinnehmbar." Vielmehr seien sie geeignet, das Vertrauen der Bevölkerung in die Rechtsprechung zu beeinträchtigen. Außerdem griffen sie in die Unabhängigkeit der Gerichte ein.


Also: Dass eine bloße Meinungsäußerung in die Unabhängigkeit der Gerichte eingreift, ist absurder Unfug und allenfalls Ausdruck von panischer Angst der Justiz, dass die Bevölkerung sich irgendwann nicht mehr alles bieten lassen und dann die Gerechtigkeit sich doch einmal durchsetzen könnte. Und zum "Vertrauen der Bevölkerung in die Rechtsprechung" s. Ex-BGH-Richter Wolfgang Neskovic (Der Mythos von der hohen Moral der Richter: Zeitschrift für anwaltliche Praxis (ZAP), 25.7.1990, S. 625): "Die Kritik von Anwälten und Prozessparteien wird regelmäßig als einseitig zurückgewiesen, die von Journalisten mangels Fachkompetenz nicht ernst genommen und die von Politikern als Angriff auf die richterliche Unabhängigkeit denunziert. Es ist ein Phänomen unserer Mediendemokratie, dass ein Berufsstand, der über eine so zentrale politische, soziale und wirtschaftliche Macht verfügt wie die Richterschaft, sich so erfolgreich dem Prüfstand öffentlicher Kritik entzogen hat. [...] Die Rechtsprechung ist schon seit langem konkursreif. Sie ist teuer, nicht kalkulierbar und zeitraubend. Nur noch 30 Prozent der Bevölkerung haben volles Vertrauen zur Justiz. Der Lotteriecharakter der Rechtsprechung, das autoritäre Gehabe, die unverständliche Sprache und die Arroganz vieler Richter (innen) im Umgang mit dem rechtsuchenden Bürger schaffen Misstrauen und Ablehnung."


Die Gerichte sorgen deshalb offenkundig immer schneller dafür, Kritiker mundtot zu machen. Die Richterkaste greift immer verzweifelter zu Pseudo-Rechtsmitteln wie dem objektiv illegalen, da gesetzlich unbestimmten Phantomdelikt "Beleidigung", um das inexistente Vertrauen in die Rechtsprechung durch Furcht vor der Justiz zu kompensieren. Dementsprechend sind viele Justizkritiker mittlerweile verstummt, weshalb auch immer. Trotzdem wird die Kritik am BRD-Unrecht lauter. Im Zusammenhang mit diesem "Fall Emmely" verweist die "Süddeutsche Zeitung" (Justiz und kleine Leute, 25.02.2009) auf einen Artikel von Ex-OLG-Richter Helmut Kramer in "Schwarzbuch Deutschland. Das Handbuch der vermissten Informationen", wo u.a. die "brandenburgische Trennungsgeldaffäre" erwähnt wird: Richter und Beamte hatten mindestens zwei Millionen Euro Trennungsgeld zu Unrecht bezogen, wurden aber meist nur mit Rückzahlung der Gelder "bestraft": "Es gab 269 Verdachtsfälle allein im Bereich der Justiz, also bei Richtern und Staatsanwälten - aber nur eine einzige Verurteilung. Und das Vertrauen des Arbeitgebers in die Integrität der Richter, Staatsanwälte und Beamten, das bei Supermarktkassiererinnen, Bäckerei-Filialleitern und Versicherungs-Kundenbetreuern so wichtig ist, war hier offenbar nicht nachhaltig beschädigt." Eine Bevölkerung, die noch Vertrauen in eine solche Rechtsprechung hat, hat selbst kein Vertrauen verdient.









10. Das Neuland der Häresie


03.03.2009


Paul M. Zulehner erklärte kürzlich im Fernsehen ("Orientierung", 19.02.2009, 3sat): »In meinen Augen muss Theologie immer Häresie-fähig sein, denn nur wenn man die Grenzen überschreitet, kann man auch Neuland gewinnen. Es ist nur die Frage: "Was mache ich als Theologe, der probiert irgendwo die Grenzen zu überschreiten?" Und ich hab das in meiner Theologie auch schon hin und wieder gemacht. Dann sagt die Gemeinschaft zu mir: "Also, hier bist Du zu weit gegangen." Mein Lehrer Rahner hat dann gesagt, dann habe ich als Person dann zwei sehr legitime Möglichkeiten. Entweder sage ich: "Ok, ich habe mich geirrt, ich geh zurück." Oder, was Karl Rahner dann gesagt hat: "Ich habe mich zwar nicht geirrt, aber ich bin zu früh dran." Und Rahner hatte ja vor dem Konzil, wie ich bei ihm studiert hab, in Innsbruck oft Redeverbot gehabt, und dieselben Texte, die ihm untersagt waren zu schreiben und zu reden, standen dann in den Konzilstexten drinnen. Das heißt, er war dann zu früh dran.« Überprüft man die diesbez. Nachrichten der vergangenen zwei Wochen, so stellt man fest, dass Zulehners Äußerung praktisch keinerlei Medienecho, geschweige denn Proteste zur Folge hatte. Deshalb hier einige Anmerkungen:


1. Häresie (Irrlehre) ist das Bezweifeln resp. Bestreiten eines von der Kirche unfehlbar definierten Glaubenssatzes (Dogma), d.h. Abweichen von der Wahrheit. Das damit betretene "Neuland" ist schlichtweg nur der Ausschluss aus der - heilsnotwendigen - Kirche. Zulehner erklärt also offen, dass er "Grenzüberschreiter", d.h. kein Katholik, sondern Irrlehrer, Irreführer ist.


2. Es stimmt, dass auch Rahner Irrlehrer war. In seiner geballten Häresiensammlung "Grundkurs des Glaubens" (Erstausgabe 1976) bekämpft er die gesamte christliche Wahrheit in ihren Wurzeln: Gott, Erbsünde, Erlösung etc. Der Irrlehrer Joseph Ratzinger (mittlerweile mit Pseudonym: "Papst Benedikt XVI.") schwärmte dazu: "Ein großes Buch ... Man muß dankbar sein, daß Rahner als Frucht seiner Bemühungen diese imponierende Synthese geschaffen hat, die eine Quelle der Inspiration bleiben wird, wenn einmal ein Großteil der heutigen theologischen Produktion vergessen ist."


3. Es stimmt auch, dass Rahners Abfall vom Glauben die zugrunde liegende "Theologie" von "Vatikanum 2" ist, s. Ralph M. Wiltgen ("Der Rhein fließt in den Tiber. Eine Geschichte des Zweiten Vatikanischen Konzils" Feldkirch (2) 1988): "Da die Stellungnahme der deutschsprachigen Bischöfe regelmäßig von der europäischen Allianz übernommen wurde und da die Stellungnahme der Allianz im allgemeinen vom Konzil übernommen wurde, hätte ein einzelner Theologe erreichen können, daß das ganze Konzil seine Ansichten übernimmt, falls sie von den deutschsprachigen Bischöfen übernommen worden wäre. Einen solchen Theologen gab es: P. Karl Rahner S.J."


Folglich gibt es nur die zwingende Konsequenz, "Sedisvakantist" zu werden, d.h. einzugestehen, dass der Stuhl Petri derzeit nicht rechtmäßig besetzt, sondern vakant ist. Und letztlich das einzige, was den "Sedisvakantisten" erwidert wird, ist die Behauptung: Wenn der Sedisvakantismus richtig wäre, würde er sich durchsetzen. Nun, dass sich die Wahrheit immer sofort bei allen vollständig durchsetzt, ist an sich eine kühne These. Jedenfalls auch die Folgenlosigkeit dieser Zulehner-Erklärung führt zu einer anderen Erklärung der geringen Katholikenzahl: Es interessiert sich praktisch niemand für die Wahrheit.









11. Bekenntnis-Schreiben von Pater Rolf Hermann Lingen, Dorsten


06.03.2009


Die Überschrift dieser Pressemitteilung ist gleichzeitig die Überschrift einer Massenmail, die am 05.03.2009, 19.49 Uhr, verschickt wurde. Der Autor dieser Pressemitteilung, i.e. Pater Rolf Hermann Lingen aus Dorsten, erscheint dabei als Autor dieser Massenmail, u.z. weil diese unter seinem Namen geschrieben wurde und weil dabei seine Mailadresse irreführend als Absenderadresse erscheint. Derlei Absenderfälschung ist bei Mails, besonders bei Werbemüll (Spam), seit vielen Jahren äußerst beliebt und dementsprechend bestens dokumentiert: Der einzige ernstzunehmende Hinweis auf den Absender ist natürlich nur die Message-ID im Header.


Aus der Mail (350 Wörter) hier einige Ausschnitte: "Liebe Schwestern und Brüder in Christo! Ich habe viele Jahre in Irrglauben gelebt. [...] Ich habe wissentlich und willentlich, Menschen verleumdet, verraten und tiefgläubige Christen auf die Wege des Teufels geführt. Ich habe Ideen verbreitet, die falsch sind, die keine Grundlagen haben. [...] Ich bekenne ferner, dass ich Ihnen, meine lieben Gläubigen und Anhänger, jahrelang ein Doppelleben verschwiegen habe: ich bekenne mich heute, da ich mein Leben in Lüge beenden will, zu meiner aktiven Homosexualität. Ich lebe in Sünde, ich bin nicht würdig, Euer Seelsorger zu sein." Die Mail endet mit Namen und Anschrift des Autors sowie der Telefonnummer einer unbeteiligten Person, die deshalb mit Anrufen belästigt wurde. Damit sind mehrere Straftatbestände erfüllt, u.a. Betrug und Verleumdung (der Autor wird u.a. als Betrüger und als Sodomit, d.h. als Perverser dargestellt), zudem ergeben sich zivilrechtliche Schadensersatzansprüche. Juristische Schritte werden derzeit eingeleitet.


Der Autor selbst hat die Mail nicht erhalten, sondern nur durch Reaktionen der Empfänger überhaupt davon erfahren. U.a. hat das Ordnungsamt Dorsten bei der unbeteiligten Person angerufen und von ihr gefordert, der Autor solle beim Ordnungsamt persönlich vorstellig werden. Der Grund: Im Gegensatz zu praktisch allen anderen Empfängern wollte das Ordnungsamt den Text unbedingt falsch verstehen, d.h. nicht als "Coming out" ("mein Leben in Lüge beenden"), sondern als Selbstmordabsicht ("mein Leben beenden"). Das Ordnungsamt hat bereits damit seine Pflichten in mehrfacher Weise gröblichst verletzt, u.z. durch mutwilliges Uminterpretieren des Textes sowie überhaupt durch Unterlassung jeglicher Authentizitätsprüfung; die Vorladung zum Ordnungsamt schließlich entbehrt jeder Verhältnismäßigkeit. Den Forderungen des Ordnungsamtes wurde deshalb vom Autor in keiner Weise Folge geleistet; Bürger dürfen sich derartige absurde Gängelungen nicht gefallen lassen. Der Ordnungsbeamter wurde später vom Autor telefonisch darauf hingewiesen, dass er den Header resp. die Message-ID überprüfen müsse; mit diesen Begriffen konnte er aber nichts anfangen und verwies statt dessen auf die Absenderadresse des Autors: "Dann sind Sie doch der Absender!" Der Autor beendete dann das Telefongespräch mit dem Hinweis, dass er nicht dem Ordnungsamt erklären müsse, wie das Internet funktioniert.


Diese "Bekenntnisschreiben"-Posse dokumentiert eindrücklich die Realitäts-Resistenz im Volk. Nahezu niemand hat sich überhaupt gefragt, ob der rettungslos absurde Inhalt der Mail überhaupt glaubwürdig ist. Die seit Jahren absolut unverzichtbare Kenntnis von Mailheader und Message-ID fehlt bei vielen komplett. Auf der - durch die Mailadresse bekannten - Homepage des Autors ist zudem zu lesen, dass derartige Hetzpropaganda gegen den Autor nichts Neues ist. So hieß es in einem Wikipedia-Artikel, der Autor sei "Tänzer bei den Chippendales" gewesen. Wie kann so ein absurdes Theater so viel Glauben finden? Mundus vult decipi - Die Welt will betrogen werden.









12. Papst und Kondome


19.03.2009


Die jüngsten - ablehnenden - Äußerungen von Joseph Ratzinger (momentanes Pseudonym: "Papst Benedikt XVI.") z.Th. Empfängnisverhütung / Kondomgebrauch werden derzeit in den Medien mit einigem Widerspruch bedacht; s. z.B. die Pressemitteilung der "Deutschen AIDS-Hilfe", "Papst lädt Schuld auf sich. Papst-Äußerungen gegen Kondomgebrauch sind unverantwortlich und weltfremd" v. 18.03.2009: "Angesichts des millionenfachen Leids durch HIV und Aids auf dem afrikanischen Kontinent ist die kategorische Ablehnung des Kondoms durch den Vatikan zynisch und menschenverachtend. [...] Der Vatikan darf die Prävention nicht länger massiv behindern. Er versündigt sich - um die Sprache der Katholischen Kirche zu benutzen - dadurch nicht nur an den Gläubigen, sondern an der gesamten Menschheit." Zunächst: Dass der Kondomgebrauch an sich sündhaft ist und deshalb niemals erlaubt sein kann, leuchtet jedem sofort ein. In der Enzyklika "Casti Connubii" v. 31.12.1930 bestätigt Papst Pius XI.: "Es gibt keinen auch noch so schwerwiegenden Grund, der etwas innerlich Naturwidriges zu etwas Naturgemäßem und sittlich Gutem machen könnte. Da nun aber der eheliche Akt seiner Natur nach zur Weckung neuen Lebens bestimmt ist, so handeln jene, die ihn bei seinem Vollzug absichtlich seiner natürlichen Kraft berauben, naturwidrig und tun etwas Schimpfliches und innerlich Unsittliches." Der Papst zitiert dabei auch den hl. Augustinus: "Unerlaubt und unsittlich ist der eheliche Verkehr selbst mit der rechtmäßigen Gattin, wenn dabei die Weckung neuen Lebens verhütet wird. Das hat Onan, des Judas Sohn, getan, und darum hat ihn Gott getötet." Man braucht bekanntlich auch keine Kondome, um sich vor Aids zu schützen; Enthaltsamkeit reicht schon und ist zudem ungleich viel sicherer. Allenfalls derjenige könnte Kondome für erlaubt halten, der den Menschen bestenfalls als hormonübersteuertes Kaninchen betrachtet. Dann ist aber die Frage, wer wirklich "zynisch und menschenverachtend" ist.


Weswegen sagt aber nun ausgerechnet Joseph Ratzinger etwas so "Konservatives" zur Empfängnisverhütung - während Ratzinger doch sonst dafür bekannt ist, den katholischen Glauben in schlimmster Weise durch Entstellungen und Leugnungen zu bekämpfen? Nun, zum einen wohl für die Nicht-"Sedisvakantisten", d.h. für die Ignoranten, die in Ratzinger den "guten Hirten" etc. sehen wollen; denen soll mit gelegentlichen "konservativen" Schnipseln vorgegaukelt werden, dass der große Glaubensabfall von "Vatikanum 2" gar nicht stattgefunden hat. Mehr aber noch, um die öffentliche Hetze erst recht anzutreiben und um das Gebilde von "Vatikanum 2", das ja von einigen fälschlicherweise für die Kirche gehalten wird, zum Gespött zu machen - eben um damit die wahre Kirche zum Gespött zu machen. In diesem Theatertreiben veröffentlichte "Weihbischof" Hans-Jochen Jaschke von "Erzbistum Hamburg" einen Beitrag für die Wochenzeitung "Die Zeit": "Wer Aids hat und sexuell aktiv ist, wer wechselnde Partnerschaften sucht, muß andere und sich selber schützen. [...] Kein Tabu beim Thema Kondom". Also alles wie gehabt: Die "Vatikanum-2"-Gruppe liefert höchstselbst Munition zur antichristlichen Revolution. Gelegentliche "konservative" Parolen dienen dazu, Chaos und Zerstörung weiter voranzutreiben. Kurz: Das öffentliche Toben gegen die Kondomäußerungen aus Rom liegt auf ähnlicher Ebene wie die Behauptung, Ratzinger sei der Papst; beides ist "unverantwortlich und weltfremd". Es herrscht schlichtweg Ignoranz über Dinge, die an sich leicht durchschaut werden können - und die schon seit langem öffentlich eingestanden werden müssen.









13. Strafverfahren gegen die sog. "Deutsche Bischofskonferenz"


22.04.2009


In der Fernsehsendung "Horizonte" (Hessischer Rundfunk, 11.04.2009) wurde der sog. "Vorsitzende der deutschen Bischofskonferenz", Robert Zollitsch, von Meinhard Schmidt- Degenhard gefragt: "Sie würden es jetzt nicht mehr so formulieren, daß Gott quasi seinen eigenen Sohn hingegeben hat, weil wir Menschen so sündig waren? So würden sie es nicht mehr formulieren?" Darauf Zollitsch: "Nein!"


Mit diesem "Nein" ist der Straftatbestand des radikalen Glaubensabfalls (Apostasie) unwiderlegbar vollumfänglich erfüllt. Apostasie liegt bereits dann vor, "wenn eine für den christlichen Glauben wesentliche Wahrheit preisgegeben wird, näherhin eine Wahrheit, ohne deren gläubige Annahme kein Anspruch auf den Namen eines Christen besteht" (Eichmann-Mörsdorf, Lehrbuch des Kirchenrechts, Bd. 3, Paderborn (8)1954, 414). Dies ist auch mit der Leugnung der Erlösungstat Christi gegeben. Diese Apostasie ist allerdings kein bloßer "Ausrutscher" von Zollitsch, sondern nur ein treues Bekenntnis zu der antichristlichen Religion des sog. "Zweiten Vatikanischen Konzils". "Vatikanum 2" ging den typischen Weg des Modernismus, d.h. obgleich einige richtige Aussagen darin enthalten sind, ist durch zahlreiche falsche Aussagen die Axt an die Wurzel gelegt. So wird im V2-Text "Unitatis Redintegratio" (Ökumenismus) behauptet, der Geist Christi habe "sich gewürdigt", die "getrennten Kirchen ... als Mittel des Heiles zu brauchen". Damit wird das Dogma von der Heilsnotwendigkeit der Kirche unmissverständlich geleugnet.


Ganz im "Geist des Konzils" wurde bereits 1985 von der sog. "Deutschen Bischofskonferenz" ein sog. "Katholischer Erwachsenen-Katechismus" veröffentlicht. Zur Katechismus-Kommission gehörten Joseph Ratzinger (jetzt Pseudo-Papst "Benedikt XVI."), Walter Kasper (jetzt sog. "Kurienkardinal") und Karl Lehmann (direkter Vorgänger von Zollitsch als sog. "Vorsitzende der deutschen Bischofskonferenz"). In diesem "Katechismus" wird das Dogma der Erbsünde geleugnet und statt dessen nur noch von einem "Netz gemeinsamer Schuldverstrickung und einer allgemeinen Solidarität in der Sünde" fabuliert. Ohne Erbsünde keine Erlösung! Und demgemäß fabulierte Zollitsch im Horizonte-Interview, Jesus habe sich mit dem Leiden der Menschen bis zum Tod "solidarisiert"; Jesu Tod war dann einfach nur eine "gewaltige Solidarität" mit den Menschen.


Diese Zollitsch-Apostasie steht also in einer jahrzehntelangen Tradition. Es ist längst für jeden erkennbar: Die V2-Gruppe ist nicht die katholische Kirche. Der päpstliche Stuhl ist derzeit nicht besetzt, d.h. es besteht Sedisvakanz. Zugegeben: Die V2-Gruppe fährt ein enormes Arsenal der Zerstörung auf, um die Katholiken ("Sedisvakantisten") auszuschalten, und erhält dabei tatkräftigste Unterstützung seitens der BRD: Wer in Deutschland auf das Faktum der Sedisvakanz hinweist, muss schutzlos hinnehmen, öffentlich in schlimmster Weise verleumdet zu werden. Und obendrein belegt die BRD (Politiker, Richter und Staatsanwälte etc.) diese unverzichtbar notwendige Aufklärungsarbeit mit schwersten, ruinösen Strafen.


Der Zollitsch-Vorfall fand in den Medien anscheinend keinerlei Echo (Prüfung von "Google News Deutschland" heute, 22.04.2009). Allerdings gab es bei der V2-Internetseite "gloria.tv" eine Diskussion dazu ("Zollitsch leugnet Sühnetod Christi"), und einer der Diskutanten schrieb: "Dieser Bischof ist leider abgefallen". Es ist also selbst bei den hartgesottensten V2-Anhängern angekommen, dass die V2-Gruppe von notorischen Apostaten geleitet wird. Deshalb wurde heute gegen die sog. "Deutsche Bischofskonferenz" sowie deren Helfer (Politiker, Richter, Staatsanwälte etc.) Strafanzeige wegen Betrugs mitsamt allen damit zusammenhängenden ggf. erfüllten Straftaten wie Verleumdung, Nötigung, Erpressung, falscher Verdächtigung, Verfolgung Unschuldiger etc. pp. erstattet. U.a. ist eine möglichst vollständige Wiedergutmachung für die Geschädigten (namentlich die "Sedisvakantisten") zu leisten. Die Christenverfolgung / Kirchenvernichtung gehört, wie selbst das "Bundesverfassungsgericht" mehrfach erklärt hat, zu den wesentlichen Aktivitäten der BRD; s. bereits das Konkordatsurteil vom 26.03.1957. Nach weit über einem halben Jahrhundert voller schlimmster Willkür- und Gewaltakte gegen die Katholiken soll nun diese notorische Zollitsch-Apostasie als Wendepunkt hin zu Freiheit in Wahrheit und Gerechtigkeit dienen.









14. Internetsperren gegen Kinderpornographie? Ein katholischer Kommentar


23.04.2009


Die Bundesregierung hat am 22.04.2009 den Gesetzentwurf für Internetsperren gegen Kinderpornografie vorgelegt. Alle großen Internetprovider sollen Seiten filtern, die auf Sperrlisten des Bundeskriminalamts stehen; wer so eine gesperrte Seite trotzdem (absichtlich oder versehentlich) aufruft, muss mit Strafverfolgung rechnen. An diesem Gesetzentwurf wurde schon einige Kritik laut, z.B.: Die "technische Sperre" ist im wesentlichen unwirksam, da sie sich kinderleicht umgehen lässt. Und wenn tatsächlich gefiltert wird, dann erfahrungsgemäß entweder zu viel oder zu wenig, d.h. Kinderpornos sind zwar noch erreichbar, einwandfreie Seiten aber nicht mehr.


Wie "effektiv" die Computer-Überwachung ist, offenbarte z.B. Ende 2007 das fulminante Fiasko der Ermittlungsaktion "Operation Himmel", die mit gigantischen 12.000 Verfahren startete, wovon sich dann allerdings immer mehr "Verdachtsmomente" als völlig gegenstandslos erwiesen. "Operation Himmel" sollte ein Mahnmal bleiben, dass selbst völlig Unbescholtene zur Zielscheibe der Justiz werden können. Und selbst wenn - mit sehr viel Glück - ein illegales Verfahren irgendwann eingestellt werden sollte: Der Verlust an Zeit, Geld, Nerven, Ruf etc. pp. kann nicht immer vollständig ersetzt werden.


Und schließlich könnten Kinderpornos nur ein Vorwand sein, um letztlich alles den Mächtigen Unliebsame zu sperren, z.B. Seiten von Lebensschützern, Politik- und Justizkritikern etc. pp. Denn *was* überhaupt gesperrt wird, ist ja (immerhin logischerweise) gar nicht bekannt, denn die Sperrliste mit den "verbotenen" Adressen könnte ja erst recht die Neugier wecken. Es muss also blindes Vertrauen in eine unkontrollierbare Behörde gesetzt werden. Nur: Wer darf angesichts von Wirtschaftskatastrophe etc. noch Vertrauen in die Politik haben? Wer darf angesichts von Büchern wie "Anklage unerwünscht" von Jürgen Roth noch Vertrauen in die Justiz haben?


Und um mal ganz konkret zu werden: Die "Jugendschutzeinrichtung der Bundesländer mit Informationen zum Jugendschutz im Internet", jugendschutz.net, versucht derzeit, eine in Amerika gehostete und maßgeblich von Amerikanern gelesene Seite abschalten zu lassen, wo z.B. die Enzyklika "Mit brennender Sorge", Rosenkranzgebet, Kreuzwegandacht etc. angeboten werden ("Volksverhetzung"). Wer also z.B. den lateinischen Rosenkranz-Text sucht, könnte schnell in die Mühlen der Strafverfolgung geraten. Also auch Katholiken sollten sich Gedanken machen, was von Netzsperren zu halten ist.


Nach katholischer Lehre ist allerdings nicht erst Kinderpornographie zu verurteilen, sondern bereits jede Schamlosigkeit. Selbst der an sich erlaubte und tugendhafte eheliche Verkehr muss jedem öffentlichen Blick verborgen bleiben. Und selbst wenn Pornodarsteller - auch Kinder - die sexuellen Handlungen / das Posieren vor der Kamera / ggf. den finanziellen Gewinn etc. pp. froh genießen sollten: Sowohl Herstellung als auch Konsum von Pornos sind in sich absolut schlecht und verboten. Pornographie ist und bleibt immer eine widernatürliche, eine menschenverachtende und - missbrauchende "Unterhaltung". Selbst völliges gegenseitiges Einvernehmen aller Beteiligten kann nichts helfen, eben weil das Naturrecht betroffen ist. Wenn man wirklich etwas gegen Kinderpornographie unternehmen will, muss man in erster Linie für eine gesunde Moral eintreten. Das fällt zugegebenermaßen nicht immer ganz leicht, wenn z.B. Lebensschützer für ihre Kritik am Kindermord bestraft werden, wenn Priester für die Verbreitung katholischer Texte bestraft werden, wenn Bürgerrechtler für die Aufdeckung von Justizverbrechen bestraft werden, während gleichzeitig die Medien von "Erotik" aller Art überquillen, wenn Kinder im Biologie-Unterricht und in vermeintlichen "Aufklärungsbroschüren" zu Schamlosigkeit aufgepeitscht werden und wenn notorische Ehebrecher, ja sogar Pornodarsteller öffentlich als "Stars" gefeiert werden.


Kurzum: Die Internetsperren - zumindest in der jetzigen Form - verschleiern vielmehr das Problem und helfen so, dass das Schlechte weiter wuchern kann. Deshalb besteht trotz aller Repressionen keine Alternative zu einer umfassenden moralischen Genesung der Gesellschaft.









15. Hinterfragen Sie Ihren Arzt


15.06.2009


Am 11.06.2009 wurde von den deutschen Ärztekammern die "Statistische Erhebung der Gutachterkommissionen und Schlichtungsstellen für das Statistikjahr 2008" vorgestellt: Ca. 40.000 Beschwerden gingen im Jahr 2008 bei Gutachterstellen, Gerichten etc. ein; die Zahl tatsächlicher Arztfehler könnte noch weitaus höher liegen.


Statistisch gesehen, bekommen vor Gericht klagende Patienten nur in etwa zehn Prozent der Fälle Recht - aber diese Information ist eigentlich nichtssagend, zumal es unbestreitbar auch Patienten gibt, die - aus welchen Motiven auch immer - unberechtigte Beschwerden vorbringen. Konkrete und zudem ausführlich dokumentierte Einzelfälle liefern letztlich ein klareres Bild von den herrschenden Verhältnissen. Zu den spektakulärsten Fällen dürfte das Schicksal von Peter Bergmann gehören, das schon seit Jahren gelegentlich auch in großen Medien Erwähnung findet. Bergmanns Leben ist ruiniert, seit ihm infolge einer Fehldiagnose ein pflaumengroßes Stück gesundes Gehirngewebe entnommen wurde. Dass Ärztepfusch vorlag, wurde auch von ärztlicher und gerichtlicher Seite zugegeben; aber Bergmanns Kampf um eine höhere Entschädigung blieb immer wieder erfolglos.


Wie kommt es zu Behandlungsfehlern? Der Schlichtungsexperte der Bundesärztekammer, Andreas Crusius, nannte "wachsenden Stress gerade in Kliniken" als mögliche Fehlerursache. Stress kann zwar zu Fehlern führen, doch ehrlicherweise muss man generell viel tiefere Ursachen vermuten. Werden Ärzte bzgl. ihrer Fachbildung getestet, sind die Testergebnisse bisweilen sehr ernüchternd - aber von derlei ärztlichem Wissensmangel, wie er etwa in der "Deutschen Medizinischen Wochenschrift" (DMW) des Thieme Verlags immer wieder angesprochen wird, erfährt die breite Masse eher selten. Immerhin kann schon die eigene, wache Beobachtung bei der Einschätzung von Praxis und Klinik weiterhelfen, z. B. ein Blick auf die betriebene Hygiene. Und etwas konkreter zum ärztlichen Alltag: Bekanntlich sind Blutdruckmessungen beim Arzt oft nichtssagend bzw. irreführend, weil der Patient infolge "Weißkittel-Syndroms" zu aufgeregt ist; sogar noch bizarrer ist die 24-Stunden-Messung, wobei der Patient um den durchgehenden Schlaf gebracht wird, sich also nicht normal erholen kann und sich zudem besonders über die störenden Messungen aufregt. Und schließlich kommt es immer wieder zu schlichtweg falschen Blutdruckmessungen. Schon dieses Alltagsbeispiel der Blutdruckmessung warnt vor einem blinden Vertrauen gegenüber den Ärzten.


Aber noch mehr Bildungsangebote, -vorschriften und -finanzierungen etc. für Ärzte würden den desolaten Zustand des Gesundheitswesens kaum beheben, denn der eigentliche Mangel ist ein ethischer. Die ärztliche Ethik, wie sie z.B. im sog. "Eid des Hippokrates" formuliert ist, steckt in einer äußerst schweren Krise. Damit ist nicht nur Abrechnungsbetrug gemeint oder gar die Anwendung unsinniger, kostentreibender Maßnahmen, sondern ganz grundsätzlich das Verantwortungsbewusstsein, das der Arzt gegenüber dem Menschen hat. Ein Beispiel: Im "Hippokrates-Eid" wird z.B. Abtreibung ausgeschlossen. Heute hingegen müssen Ärzte damit rechnen, zu Unterhaltszahlungen verurteilt zu werden, wenn sie eine Schwangerschaft nicht oder nicht erfolgreich verhindern bzw. abbrechen. Das Kind ist gem. Rechtsauffassung des Bundesgerichtshof (Az. VI ZR 48/06, 14.11.2006) ein "Schadensfall", somit quasi "unwertes Leben". Ja, selbst wer Abtreibung als Todsünde bezeichnet (was sie gem. klarer kirchlicher Lehre auch ist), wird dafür wegen "Beleidigung" des Abtreibers verurteilt (LG Freiburg, Geschäftsnummer 2 O 147/08, 28.04.2008). Kurzum: Es ist höchste Zeit für die Patienten, ihre Ärzte gründlich zu hinterfragen. Und die Hauptfrage muss dabei lauten: Wie moralisch ist mein Arzt?









16. Deutscher Bundestag erklärt deutsche Rechtsprechung für grundgesetzwidrig


18.06.2009


"Die Bewertung des Zweiten Vatikanischen Konzils ist vor dem Hintergrund der grundgesetzlich garantierten Trennung von Staat und Kirche eine Angelegenheit der katholischen Kirche." Dies erklärte der Deutsche Bundestag am 17.06.2009 (PS) zu Petition 1-16-06-2220-055179 v. 08.05.2009. Dazu einige Anmerkungen:


1. In der Tat ist die Bewertung von "Vatikanum 2" (V2) eine Angelegenheit der katholischen Kirche; allerdings kann sich kein Staat da irgendwie einmischen. Cf.: "Die Kirche hat eine unmittelbar göttliche Sendung und muß daher in Erfüllung ihrer Aufgaben von jeder menschlichen Macht frei und unabhängig sein. [...] Eine eigenberechtigte und ausschließliche Hoheit beansprucht die Kirche über geistliche und mit geistlichen Dingen zusammenhängende Sachen" (E. Eichmann, K. Mörsdorf, Lehrbuch des Kirchenrechts, I. Band, München (10)1959, 66).


2. Die Kirche hat bereits eindeutig über V2 geurteilt, u.z. in ihren Dogmen. Wer die unfehlbare kirchliche Lehre leugnet - und genau das wird bewiesenermaßen von V2 gemacht -, der ist als Häretiker aus der Kirche ausgeschlossen. Eine Änderung der Glaubenslehre ist nicht möglich. Cf.: "Wer sagt, es sei möglich, daß man den von der Kirche vorgelegten Glaubenssätzen entsprechend dem Fortschritt der Wissenschaft gelegentlich einen anderen Sinn beilegen müsse als den, den die Kirche verstanden hat und versteht, der sei ausgeschlossen" (Vatikanisches Konzil, zit. nach NR 61).


3. Dass die BRD ihrem eigenen Grundgesetz eklatant zuwiderhandelt, wurde bereits unter Papst Pius XII. öffentlich festgestellt, namentlich bzgl. der Zwangszivilehe. Cf.: "Diese Zwangsordnung widerspricht der durch das Bonner Grundgesetz gewährleisteten Glaubens-, Gewissens- und Kultusfreiheit. [...] Die Mißachtung dieser relig. Überzeugung zwingt zur Heuchelei, gefährdet die Würde des Menschen, aber auch die Autorität des Staates, der etwas fordert, was nicht in seiner Macht steht" (Erzbischof W. Rauch (Hg.), Lexikon des katholischen Lebens, Art. Trauung, Freiburg 1952, 1212).


4. Gem. unfehlbarer Lehre besitzt die Kirche Christi die Wesenseigenschaften einig, heilig, katholisch und apostolisch. Dementsprechend ist also das häretische Gebilde von V2 nicht die katholische Kirche; seit dem Tod von Papst Pius XII. i.J. 1958 besteht die bislang längste Sedisvakanz. Wer sich allerdings heute in der BRD zum katholischen Glauben bekennt, womit der sog. "Sedisvakantismus" verbunden ist, wird schnell Opfer permanenter Strafverfolgung. Zu den schwersten und absurdesten Rechtsverstößen zählt dabei die Behauptung (direkter Widerspruch / contradictio in adiecto) des Bundesverfassungsgerichts, dass Häretiker Mitglieder der katholischen Kirche sind (1 BvR 143/80 zu LG Hanau, 2 S 231/79). Erstritten wurde dieses damals sehr medienpräsente Urteil Ende 1979 von Giselbert Grohe. Grohe wiederum ist anscheinend zumindest heute aktiv in der Gemeinschaft von Marcel Lefebvre, i.e. "Priesterbruderschaft St. Pius X." Ähnlich dem BVerfG bekämpft auch der Lefebvre-Verein die klare Lehre über die Kirche, indem er trotz absoluter Unvereinbarkeit Häresie und Kirche zusammenstellt. Cf.: "Wir sind suspendiert a divinis von der konziliaren Kirche für die konziliare Kirche, der wir aber nicht angehören wollen. Diese konziliare Kirche ist eine schismatische Kirche, weil sie mit der katholischen Kirche, mit der Kirche aller Zeiten gebrochen hat. [...] Die Kirche, die solche Irrtümer bejaht, ist zugleich schismatisch und häretisch. Die konziliare Kirche ist also nicht katholisch. In dem Maß, als der Papst, die Bischöfe, die Priester oder die Gläubigen dieser neuen Kirche anhängen, trennen sie sich von der katholischen Kirche" (M. Lefebvre, Sonderrundbrief, 29.07.1976).


5. Weil der Deutsche Bundestag nun selbst die Grundgesetzwidrigkeit der von der BRD betriebenen Religionsunterdrückung schriftlich bestätigt hat, wird hiermit Strafanzeige gegen alle erstattet, die entsprechende BRD-Verfahren betrieben haben. Abschließend wird erinnert an Grundgesetz Art. 20, Abs. 4: "Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle Deutschen das Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist."









17. Die Piusbruderschaft von Marcel Lefebvre


29.06.2009


Die angeblichen "Priesterweihen" in der von Marcel Lefebvre gegründeten Piusbruderschaft am 27.06.2009 in Zaitzkofen sowie am 29.06.2009 in Ecône finden derzeit ein großes Medienecho. Viel Lärm um nichts! Denn die Piusbruderschaft ist - wie auch ihr Gründer Lefebvre - nicht katholisch. Sie diente immer nur als Auffangbecken für diejenigen, die trotz der Revolution des vermeintlichen "Zweiten Vatikanischen Konzils" (V2; 1962-65) nicht die zwingend erforderlichen Konsequenzen ziehen wollen. Nach dem Tod von Papst Pius XII. 1958 blieb der Stuhl Petri unbesetzt (vakant); bloße Scheinpäpste, von denen es im Laufe der Jahrhunderte schon viele gab, werden von der Kirche nicht als echte Päpste gezählt. Somit sind heute alle Katholiken nur eine Teilmenge des sog. "Sedisvakantismus".


In Lefebvres Piusbruderschaft ging es also speziell darum, potentielle und tatsächliche "Sedisvakantisten" von der katholischen Kirche abzuhalten. M.a.W. die Piusbrüder produzierten massenweise Kritik an V2. Aber so scharf auch manche Kritik formuliert, so berechtigt und notwendig sie auch oft war, die Endbehauptung lautete doch nur: Dieser V2-Verein *IST* die katholische Kirche; die Scheinpäpste *SIND* echte Päpste. Die allermeisten V2-Kritiker gaben sich mit dieser Pseudo-Kritik und v.a. mit der teils recht hübschen Lefebvre-Liturgie zufrieden, d.h. sie verzichteten - durch ihre Anhänglichkeit an die Lefebvre-Gruppe - auf die kirchliche Mitgliedschaft.


Ein Markstein der Lefebvre-Geschichte waren die angeblichen '"Bischofskonsekrationen" in Ecône vor nunmehr 21 Jahren, am 30.06.1988, woraufhin Karol Wojtyla ("Johannes Paul II.") die - mittlerweile von Joseph Ratzinger ("Benedikt XVI.") aufgehobene - "Exkommunikation" verkündete. Auch in seiner damaligen "Predigt" verbreitete Lefebvre die Ideologie, dass ein antikatholischer Verein die katholische Kirche sein soll: »Die konziliare Kirche geht Wege, die keine katholischen Wege mehr sind und die unweigerlich zum Abfall vom Glauben führen. [...] Was ist die Wahrheit für diese Menschen? Es ist die Wahrheit des Zweiten Vatikanischen Konzils, dieser konziliaren Kirche. Folglich ist für den Vatikan die heute einzige existierende Wahrheit, die konziliare Wahrheit, die Wahrheit des "Geistes des Konzils." Es ist der Geist von Assisi. Das ist heute "die Wahrheit". Diese Wahrheit wollen wir nicht, um alles in der Welt!« Aber im Gegensatz zur Lefebvre-Ideologie ist die Kirche die "Säule und Grundfeste der Wahrheit" (1 Tim 3,15); gem. unfehlbarer Lehre besitzt die katholische Kirche die Wesenseigenschaften "einig, heilig, katholisch und apostolisch". Ist die Lefebvre-Ideologie schon häretisch, so ist es umso absurder, dass Lefebvre stets - und auch in dieser Predigt - erklärte: "Für uns kommt es allerdings absolut nicht in Frage, daß wir uns von Rom trennen." Die Piusbruderschaft, das ist der auf die Spitze getriebene blinde Gehorsam gegenüber der V2-Gruppe. Es ist Schizophrenie in der Endstufe: Wir wollen ganz und gar der Gruppe angehören, der wir ganz und gar nicht angehören wollen; wir sind ein Teil der Gruppe, von der wir kein Teil sind.


In der Predigt klingt erwartungsgemäß auch der Sedisvakantismus an, z.B.: "Wir wollen uns auch keiner Rom fremden Macht unterwerfen und eine Art Parallelkirche gründen. Die Bischöfe von Palmar de Troya in Spanien haben dies zum Beispiel so gemacht. Sie ernannten einen Papst und gründeten ein Kardinalskollegium." Diese sog. "Palmarianisch-Katholische Kirche" geht zurück auf Erzbischof Pierre Martin Ngo Dinh Thuc, eine der bekanntesten und schillerndsten Gestalten des "Sedisvakantismus". Thuc hat sich selbst von der später in Palmar erfolgten vermeintlichen "Papstwahl" des Clemente Domínguez y Gómez ("Gregor XVII.") distanziert. Deshalb nochmals: Alle Katholiken sind heute nur eine Teilmenge des sog. "Sedisvakantismus", denn auch dort gibt es Unkatholisches. Doch wenngleich Lefebvre damit den "Sedisvakantismus" als ganzen diffamieren wollte - fest steht, dass momentan nur dort die katholische Kirche zu finden ist. Und fest steht auch: Jeder, der mit Lefebvres Piusbruderschaft hält, huldigt dadurch einer völlig schizophrenen, häretischen Ideologie.









18. Justiz: Durchgeknallt


29.06.2009


»"Durchgeknallter Staatsanwalt" ist okay« (taz); »"Durchgeknallt" darf man sagen« (Tagesspiegel); »"Durchgeknallten Staatsanwalt" ist verfassungsmäßig« (Berliner Umschau). Diese drei Schlagzeilen vom 26.06.2009 sind zumindest irreführend, wenn nicht ganz falsch. Denn in Wahrheit lautet die Erklärung des Bundesverfassungsgerichts gem. Überschrift der Pressemitteilung (Nr. 71/2009 vom 26. Juni 2009; Beschluss vom 12. Mai 2009 – 1 BvR 2272/04): »Äußerung "Durchgeknallter Staatsanwalt" stellt nicht zwingend eine Beleidigung dar«. Im Klartext: Jegliche Rechtssicherheit ist dank dem BVerfG unanfechtbar völlig zerstört. Die Gerichte können ganz nach Lust und Laune festlegen, ob "durchgeknallt" eine "Beleidigung" ist oder nicht. Man kann unmöglich wissen, wie ein Gericht zukünftig zu "durchgeknallt" urteilen wird. Objektiv gilt dieses Dilemma übrigens für absolut jede - auch irgendwann mal gerichtlich verurteilte oder gerichtlich erlaubte - Äußerung, denn der entsprechende §185 ("Beleidigung") enthält keinerlei gesetzliche Bestimmtheit. Dementsprechend gestand der Germanist Prof. Dr. Hans Jürgen Heringer: »Was eine Beleidigung ist, sagt der Paragraph nicht. Könnte die Linguistik da weiterhelfen? Vielleicht untersuchen, wie das Verb "beleidigen" verwendet wird? Das wollen Juristen im Allgemeinen lieber nicht. Diese Art von Empirie geht gegen das System« (Vortrag "Eine Beleidigung!", Forensik-Tagung Mannheim, 15.03.2001).


S. ferner BVerfG, 2 BvR 2202/08 vom 18.5.2009, Absatz-Nr. 9:


»Als spezielles Willkürverbot des Grundgesetzes für die Strafbarkeit verpflichtet Art. 103 Abs. 2 GG den Gesetzgeber, die Voraussetzungen der Strafbarkeit so konkret zu umschreiben, dass Tragweite und Anwendungsbereich der Straftatbestände zu erkennen sind und sich durch Auslegung ermitteln lassen (vgl. BVerfGE 47, 109 ; 55, 144 ; BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 20. Mai 1998 - 2 BvR 1385/95 -, NJW 1998, S. 2589 ). Diese Verpflichtung dient zum einen dem Normadressaten, der vorhersehen können soll, welches Verhalten verboten und mit Strafe bedroht ist. Zum anderen soll sichergestellt werden, dass gerade der Gesetzgeber über die Strafbarkeit entscheidet (vgl. BVerfGE 71, 108 ). Dabei muss ein Normadressat anhand der gesetzlichen Regelung voraussehen können, ob ein Verhalten strafbar ist. In Grenzfällen ist auf diese Weise für ihn wenigstens das Risiko einer Bestrafung erkennbar. Dieses Erfordernis gesetzlicher Bestimmtheit schließt nach der Rechtsprechung eine analoge oder gewohnheitsrechtliche Strafbegründung aus. Dabei ist "Analogie" nicht im engeren technischen Sinn zu verstehen; vielmehr ist jede Rechtsanwendung ausgeschlossen, die über den Inhalt einer gesetzlichen Sanktionsnorm hinausgeht. Art. 103 Abs. 2 GG zieht insoweit der Auslegung von Strafvorschriften eine verfassungsrechtliche Grenze. Da Gegenstand der Auslegung gesetzlicher Bestimmungen immer nur der Gesetzestext sein kann, erweist dieser sich als maßgebendes Kriterium: Der mögliche Wortsinn des Gesetzes markiert die äußerste Grenze zulässiger richterlicher Interpretation (vgl. BVerfGE 71, 108 ).«


Damit spricht sich das BVerfG - und überhaupt die Justiz - selbst das Urteil. Abschließend sei erinnert an die Feststellung von Bert Steffens (Öffentliche Mitteilung an Peter Briody, 15.04.2007): »Es gibt keine "Beleidigungsgesetze in Deutschland". Es gibt auch keine "Rechtsprechung" bei Anwendung des § 185 StGB – nur Unrechtsprechung. Auch ist die Anwendung des § 185 StGB nicht "infantil", sondern ein Verbrechen.[...] Die Anwendung der § 185 StGB verstößt (u.a.) klar gegen Art. 103 Abs. 2 GG; § 1 StGB; Art. 7 Abs. 1 EMRK (Europäische Menschenrechtskonvention) und Art. 15 Abs. 1 IPbürgR (Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte). [...] Der § 185 ist – nicht weil vorkonstitutionell - n i c h t i g , weil dessen Text den Regeln des späteren, sprich jüngeren GG und allen Landesverfassungen, ja selbst dem ersten Paragraphen des StGB widerspricht. Hierzu bedarf es nicht eigens der Feststellung eines Gerichts. Lesen, das kann der Souverän, das Volk, auch ohne Richterschaft – was ja auch sonst von ihm erwartet wird, wenn es um die Beachtung der Gesetze geht.«









19. Gebetsinitiative Kirchentreu


07.07.2009


Die österreichischen Anwälte Dr. Alfons Adam und Mag. Gernot Steier, A - 3040 Neulengbach, verschicken derzeit Spendenaufrufe; ein solcher Brief ist heute, 07.07.2009, auch beim Verf. eingetroffen. Als Betreff wird die "Gebetsinitiative Kirchentreu" (GK) genannt, ein Verein, der sich angeblich gegen Missstände in der "Diözese Linz" und überhaupt in der "katholischen Kirche" einsetzt. Als Protest gegen diese angeblichen kirchlichen Missstände weigern sich Mitglieder der GK, ihre "Kirchenbeiträge" zu zahlen; als Alternative wurde deshalb von Adam und Steier treuhänderisch ein "Kirchentreu-Konto" eingerichtet; das Motto lautet: "Bezahlte Glaubenszerstörung – NEIN!" In dem Spendenaufruf nun wird um Geld für mehrere Prozesse gebeten: Zum einen geht es um "Kirchenbeitragsbescheide", die von den "Kirchenbeitragsstellen" erlassen wurden; die Finanzkammer hat deshalb Klage bei einem weltlichen Gericht gegen Mitglieder der GK eingereicht. Zum anderen geht es um ein seitens der Initiative geführtes Verfahren bei der sog. "Kleruskongregation" in Rom, womit die GK hofft, vom "Heiligen Vater" Unterstützung zu erhalten. Jegliche Billigung oder gar Unterstützung der GK ist allerdings objektiv absolut unerlaubt.


Selbst wer keinerlei theologische Kenntnisse besitzt, kann unmöglich leugnen, dass diese angeblichen "kirchlichen Missstände" seit Jahrzehnten überall herrlich blühen und gedeihen, u.z. ganz eindeutig mit dem "Segen" der "Bischöfe". Im Spendenaufruf heißt es trotz allem: "Informieren Sie uns über kirchliche Missstände, damit wir die Unterlagen der Kleruskongregation vorlegen können. Gehen Sie nicht davon aus, dass der Bischof ohnehin informiert ist." Doch selbst wer seine Augen vor seiner unmittelbaren Umwelt verschließt, muss eingestehen: Das Informationsangebot über sog. "kirchliche Missstände" ist schlichtweg gigantisch; exemplarisch sei hier nur der Internetdienst "Novus Ordo Watch" genannt. Und sogar die weltlichen Medien berichten großzügig z.B. über riesige Zahlen von Kinderschändungen seitens sog. "katholischer Priester"; speziell in diesem Zusammenhang wird den "Bischöfen" üblicherweise nicht Unkenntnis, sondern ganz im Gegenteil Vertuschung vorgeworfen. Dass ein "Bischof" nicht über "Missstände" informiert sein könnte, ist schon von daher absurd. Zudem sei an die öffentlich bekannten Schreiben des Verf. an verschiedene "Bischöfe" erinnert, in denen er selbst über "Missstände" klagte. Ein Schreiben bzgl. der "Priesterausbildung" in Deutschland war gerichtet an den damaligen sog. "Präfekten der Glaubenskongregation", Joseph Ratzinger, der höchstpersönlich antwortete: "Ich verstehe Ihre schwierige Lage recht gut, denn die Probleme der Priesterausbildung in Deutschland sind mir nicht unbekannt." Man denke ferner an den "Skandal" im "Priesterseminar St. Pölten" von Kurt Krenn, der 2003/04 in den Medien großes Echo fand.


Im Klartext: Das wirkliche Grundübel besteht eben darin, dass der Verein des vermeintlichen "Zweiten Vatikanischen Konzils" (V2, 1962-1965) bekanntlich bewiesenermaßen *nicht* die katholische Kirche ist. Diese vermeintlichen "kirchlichen Missstände" sind ganz einfach die erwartungsgemäßen, angestrebten sog. "Früchte des Konzils". Es bestehen also keine "Fehler im System", sondern das System selbst ist der Fehler. Weil V2 häretische Texte verbreitet hat, ist jeder, der sich zu V2 bekennt, Häretiker, d.h. kein Katholik. Es ist zwar richtig, dass z.B. Joseph Ratzinger auch in seinen späteren Schriften bewiesenermaßen zahlreiche Häresien verbreitet, aber damit wird das vernichtende Urteil über Ratzingers Verein eigentlich nur bestätigt. Mit dem derzeitigen Vatikan, mit der sog. "Kleruskongregation", mit dem vermeintlichen "Heiligen Vater" gegen die vermeintliche "Kirchenkrise" vorgehen zu wollen, bedeutet also wahrhaftig, den Teufel mit Beelzebub austreiben zu wollen (cf. Lk 11,15). Fazit: Die GK verfolgt ausschließlich fundamental kirchenfeindliche Ziele. Sie kämpft für die Bewahrung der Illusion bzgl. des "Heiligen Vaters" und überhaupt der katholischen Kirche. Ihr eigenes Motto "Bezahlte Glaubenszerstörung – NEIN!" muss also auch auf die "Gebetsinitiative Kirchentreu" angewendet werden.









20. Wahlrecht und Wahlpflicht


29.07.2009


"Ich gehe nicht wählen." Dies verkündete der Nachrichtensprecher Jan Hofer am 20.07.2009 in einem Video, in dem auch andere Prominente zum Wahlboykott aufrufen. Viele empörten sich über diesen Boykottaufruf. Nun, eine Woche später, wurde von den Machern des Videos behauptet, dass dieser Aufruf nur ironisch gemeint gewesen sei, aber - so kommentierte der MTV-Moderator Patrice - es gebe wohl "jede Menge Idioten, die Ironie nicht verstehen". Es mag hier unerörtert bleiben, was erfreulicher ist: Dass die vermeintlichen (?) Argumente für den Wahlboykott auf viele überzeugend wirkten, oder dass in Deutschland "jede Menge Idioten" wählen dürfen resp. sollen. Fakt ist: Mittlerweile setzen sich immer öfter die Nichtwähler als stärkste Fraktion durch, gerne sogar mit absoluter Mehrheit. Speziell nach der Europawahl (Wahlbeteiligung in der BRD: 43,3%; EU-weit: 42,9%) Anfang Juni 2009 wurde deshalb sogar verschiedentlich der Ruf nach Wahlpflicht geäußert, z.B. vom SPD-Bundestagsabgeordneten Jörn Thießen: "Wir Politiker müssen im Parlament abstimmen – das kann man auch von den Wählern bei einer Wahl verlangen. Wer nicht zur Wahl geht, sollte 50 Euro Strafe zahlen."


Objektiv besteht allerdings bereits grundsätzlich mit dem Wahlrecht auch schon die Wahlpflicht, cf. B. van Acken (Konvertiten-Katechismus, Paderborn (15)1957, 309): "Wahlrecht ist Wahlpflicht. Es wäre eine sträfliche Nachlässigkeit, nicht zur Wahlurne zu gehen". Allerdings kann eine Wahl unmöglich Selbstzweck sein, sondern muss dem Gemeinwohl dienen, d.h. dem Aufbau und Erhalt einer gerechten Gesellschaft. Dementsprechend heißt es im Katechismus weiter: »und es wäre eine sündhafte Handlung, einer Partei die Stimme zu geben, die in ihrem Programm den Grundsatz vertritt: "Religion ist Privatsache." Jeder Christ sollte wissen, was dieser Grundsatz praktisch bedeutet. Nach diesem Grundsatz wird Gott und Religion aus dem öffentlichen Leben ausgeschlossen. Eine Partei, die die heiligsten Rechte Gottes nicht achtet, kümmert sich noch weniger um die Menschenrechte. Das ist eine traurige Erfahrungstatsache. Einer solchen Partei darf daher kein Christ seine Stimme geben.«


Deshalb hat die Kirche z.B. bereits vor Hitlers Machtergreifung nicht bloß auf die Wahlpflicht hingewiesen, sondern zusätzlich auch darauf, dass die Hitler-Partei unwählbar ist. Die katholischen Bischöfe haben "eines Sinnes" die NSDAP ausdrücklich verurteilt, s. z.B. Adolf Kardinal Bertram, Ein offenes Wort in ernster Stunde, Tremonia Nr. I, 01.01.1931. Und bereits am 30.09.1930 hatte das Bischöfliche Ordinariat Mainz in einer Antwort an die NSDAP die Predigt von Pfarrer Weber (Kirschhausen) verteidigt, der verkündet hatte: "Jedem Katholiken ist es verboten, eingetragenes Mitglied der Hitler-Partei zu sein." Als Beispiel für eine positive Wahlempfehlung s. Senn (Halt! Katholizismus und Nationalsozialismus, München 1932), der einen Pfarrer aus Gelsenkirchen zitiert: "Am Jüngsten Tag wird unser Herrgott vor euch stehen, mit dem Wahlzettel in der Hand. Wer nicht Zentrum wählt, der ist verflucht."


Nun entsprechen sich die damalige und die heutige Situation nicht vollkommen; z.B. gibt es das damalige "Zentrum" nicht mehr, und die heutige "Zentrumspartei" erklärt über sich selbst: "Unsere politische Grundhaltung ist weder konservativ noch christlich fundamentalistisch". Es ist zwar durchaus richtig, wenn Politiker fordern, dass Bürger nicht der Politikmüdigkeit verfallen. Nur: Wer heute wählen gehen will, sieht sich mit äußerst zahlreichen, schwerwiegenden Problemen konfrontiert, wovon die Frage nach der Wählbarkeit einer bestimmten Partei noch das allergeringste Problem darstellt. Die schlimmste Form der Politikmüdigkeit wäre es, sich damit zu zufriedenzugeben, einfach eine Buchstabenfolge aus einer vorgefertigten Liste anzukreuzen. Jedenfalls kann eine Wahlpflicht unter den gegebenen Verhältnissen nicht bestehen, geschweige denn aufgezwungen werden. Eine Rückbesinnung auf die eigentlichen Aufgaben des Staates ist heute absolut unverzichtbar.









21. Das Internet als rechtsfreier Raum


05.08.2009


Das Internet ist noch kein rechtsfreier Raum. Dies bemängelte kürzlich die Landesanstalt für Kommunikation (LFK) in einer Pressemitteilung ("Bußgelder gegen Internet-Betreiber aus Baden-Württemberg", 03.08.2009). In derselben Mitteilung wurde aber auch ein wichtiges Teilziel auf dem Weg zum rechtsfreien Internet gefeiert, i.e. die Verurteilung des bekannten Lebensschützers Klaus Günter Annen für seinen Einsatz gegen Kindermord im Mutterleib. Nahezu zeitgleich konnte auch der Erfolg speziell der BRD-Abtreibungspolitik gefeiert werden: "Sie lässt sich gern im Kreis der Kleinen ablichten, stellt sich als Kämpferin für ein kinderfreundliches Land da – Familienministerin Ursula von der Leyen (CDU). Doch die Zahlen zeichnen ein ganz anderes, ein verheerendes Deutschland-Bild" ("Von der Leyen gescheitert. Von wegen Baby-Boom. Studie beweist: Deutschland hat die niedrigste Geburtenrate aller EU-Länder", Berliner Kurier, 05.08.2009). Die BRD sieht es dementsprechend als wichtige Aufgabe an, die Aufklärungsarbeit der Abtreibungsgegner zu bestrafen, u.z. mit der Behauptung, die Lebensschützerseite könnte "die Entwicklung Jugendlicher gefährden". Minderjährige müssen deshalb nach Anordnung der BRD vor wortwörtlich lebenswichtigen Informationen geschützt werden. So wurden im Jahr 2006 bei Minderjährigen 6163 Geburten und 6590 Abtreibungen gezählt. Durch Informationen über die Abtreibung würde eine Umkehrung der Zahlenverhältnisse drohen. Nicht vergessen werden dürfen die Folgen der Abtreibung für die Mütter, darunter schwerste physische und psychische Schäden; durch rechtzeitige solide Aufklärungsarbeit wäre eine solche Entwicklung Jugendlicher gefährdet.


Der Lebensschutz ist nicht nur angesichts der Grundrechte wie Bekenntnisfreiheit (GG Art. 4) und Meinungsfreiheit (GG Art. 5) zulässig, sondern bereits zum Schutz der Würde des Menschen notwendig (GG Art. 1). Grundsätzlich sollen die Bürger ihres Rechts auf zuverlässige Informationen beraubt werden, s. die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, Art. 19: "Jeder hat das Recht auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung; dieses Recht schließt die Freiheit ein, Meinungen ungehindert anzuhängen sowie über Medien jeder Art und ohne Rücksicht auf Grenzen Informationen und Gedankengut zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten." Ähnliches gilt für andere Bereiche, z.B. die freie Forschung bei Fragen zur Zeitgeschichte. Durch die rigorosen Zensurmaßnahmen der BRD wird - um es mit den Worten von Ursula von der Leyen zu sagen - das "Internet ein rechtsfreier Chaosraum". Diesem Zweck dient auch "JusProg/jugendschutzprogramm.de, JusProg e.V., Verein zur Förderung des Kinder- und Jugendschutzes in den Telemedien e.V.", der eine Filtersoftware für Internetseiten anbietet. Zu den Betreibern von jusprog.de gehören die Pornoanbieter "Beate Uhse new Media GmbH", "Fundorado GmbH" und "ORION Versand GmbH & Co. KG". Fairerweise muss zugegeben werden, dass der BRD-Jugendschutz nicht ausschließlich in den Händen von Pornoanbietern liegt; so ist dabei auch jugendschutz.net aktiv, wogegen ein Straf- und Verbotsverfahren wegen Volksverhetzung anhängig ist.


Wenn schon Lebensschutz so rigoros zensiert wird, was ist dann nach BRD-Maßstäben einwandfrei? Zumindest die Seite bravo.de ist nicht im Zensurkatalog von jusprog.com enthalten - bemerkenswert nicht nur wegen des riesigen Bekanntheitsgrades von Bravo, sondern auch wegen der zahlreichen großen Protestaktionen speziell gegen dieses Magazin. Auf der Bravo-Internetseite gibt es z.B. eine Rubrik: "Alles über Selbstbefriedigung! Wir sagen und zeigen dir, was du beim Sex mit dir selbst alles tun kannst." Gegen solcherart "Aufklärungsarbeit" sieht die BRD keinerlei Handlungsbedarf. Ebenfalls im Bravo-Internetprogramm: "Alle Tricks und Tipps: So benutzt du Kondome richtig!" Solche "Tipps" müssen auch angesichts der o.g. BRD-Nachwuchszahlen nachdenklich stimmen. Allerdings ist es ja höchstoffizielles ausdrücklich erklärtes Ziel der BRD, die Bürger zum - moralisch objektiv verbotenen - Gebrauch von Kondomen zu "motivieren", s. die "mach’s mit-Kampagne" der "Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA)" vom "Bundesministerium für Gesundheit". Mit der Verurteilung des Lebensschützers Annen ist die BRD ihrem Ziel wieder etwas näher gekommen, das Internet in einen rechtsfreien Chaosraum umzubauen. Annen hat gegen seine Verurteilung bereits Berufung eingelegt.









22. Bundesverfassungsgericht und Sexualkundeunterricht


06.08.2009


Wie am 06.08.2009 in den Medien berichtet, hat das BVerfG die "Schulpflicht gestärkt", indem es eine Befreiung vom Sexualkundeunterricht wegen religiöser oder moralischer Bedenken ablehnte. Geklagt hatten Eltern, die einer baptistischen Glaubensgemeinschaft angehören, weil sie ihre Kinder nicht an zwei Schulveranstaltungen teilnehmen lassen wollten: 1. ein Theaterprojekt "Mein Körper gehört mir"; 2. eine Karnevalsveranstaltung "Lütke Fastnacht". Die Verfassungsbeschwerde der Eltern gegen die Teilnahmepflicht an diesen Veranstaltungen wurde vom BVerfG nicht zur Entscheidung angenommen (Entscheidung 1 BvR 1358/09 vom 21.7.2009). Das BVerfG skizziert in der Entscheidung die Ansicht der Eltern über das Karnevalsfest: "Es werde heute so gefeiert, dass Katholiken sich vor der Fastenzeit Ess- und Trinkgelagen hingäben, sich maskierten und meist völlig enthemmt - befreit von jeglicher Moral - wie Narren benähmen." Das BVerfG hingegen unterstreicht: "Dass Karneval beziehungsweise Fastnacht kein katholisches Kirchenfest ist und in der Art und Weise der Begehung als bloßes Brauchtum heutzutage der früher etwa vorhandenen religiösen Bezüge weitgehend entkleidet ist, kann als allgemein bekannt vorausgesetzt werden." In der Tat: Karneval ist nicht katholisch. Der Wortursprung ist "carrus navalis", d.h. "Schiffskarren". Bezogen ist er auf das Frühlingsfest des heidnischen Götzen Bacchus / Dionysos, Gott des Weines und der Ekstase. Dabei wurde der Götze - mit Tiermaske verkleidet - auf einem Schiffskarren durch die - ebenfalls als Tiere verkleidete - Menge gezogen. Exzessiver Alkoholkonsum und enthemmtes Tanzen waren kennzeichnend. Zum Zeitpunkt des Karnevals befindet sich die Kirche bereits in der Vorfastenzeit, d.h. es ist noch kein Fasten vorgeschrieben, aber es werden bereits violette Gewänder als Farbe der Buße getragen; zudem unterbleibt auch an den Sonntagen das Gloria in der hl. Messe. S. zudem B. Brinkmann, Kleines katholisches Kirchenlexikon, Kevelaer 1951, Art. "Fastnacht": "die drei letzten Tage vor Beginn der Fastenzeit, vielfach gekennzeichnet durch ausgelassene Lustbarkeiten mit Maskierung. Zur Sühne für die mannigfachen Versündigungen an diesen Tagen wird vielerorts eine dreitägige Sühneanbetung vor dem Allerheiligsten gehalten."


Bemerkenswert, dass sich die baptistischen Eltern an eine bekanntlich vollkommen falsche, obendrein auch in sich absolut unsinnige Erklärung von "Karneval" klammern. Es ist zwar einzuräumen, dass die Gruppe des sog. "Zweiten Vatikanischen Konzils" (V2) dem heidnischen Karneval frönt, z.B. mit "Karnevalsmessen", bei denen die Besucher und ggf. auch der "Pfarrer" verkleidet kommen. Es ist auch einzuräumen, dass V2-Gruppenmitglieder sich - nicht nur zur Karnevalszeit - wie Narren aufführen und in Maßlosigkeit schwelgen. Aber wer könnte die V2-Gruppe ernsthaft für die katholische Kirche halten? Es ist also zwar richtig, dass niemand gezwungen werden darf, an Karnevalsveranstaltungen teilzunehmen; im konkreten Fall wurden aber von der Schule Alternativangebote gestellt.


Das Theaterprojekt "Mein Körper gehört mir" nun wird von den Veranstaltern beschrieben: »In spielerischer Form sollen die Schüler und Schülerinnen das Bewusstsein für den eigenen Körper stärken, sodass sie selbstbewusster werden und sich gegen sexuellen Missbrauch wehren können. Grundlage dafür ist das "Ja- und Nein-Gefühl", das die Kinder in drei Doppelstunden von den Schauspielern vermittelt bekommen.« Laut Entscheidung des BVerfG monieren die baptistischen Eltern, das Theaterprojekt "basiere auf einer absolut einseitigen emanzipatorischen Sexualerziehung. Sie vermittele den Kindern, dass sie über ihre Sexualität allein zu bestimmen hätten. [...] Ihr, der Beschwerdeführer, Gewissen verbiete es, ihre Kinder einer solch unguten Erziehung auszusetzen, die Gottes gute Gebote zur Sexualität aufhebe und Kinder zu sexuellen Handlungen animiere bis hin zur Pädophilie." Inwieweit diese Projektbewertung seitens der Eltern zutrifft, lässt sich wohl nur durch genauere Kenntnis dieses Projekts beantworten. Allerdings ist eines völlig unstrittig: Speziell der BRD-Sexualkundeunterricht ist in weiten Teilen schamlos und direkt antichristlich. Der Verf. selbst war Zeuge, wie in einer 5. Schulklasse eine Biologielehrerin die maximal Elfjährigen mit Photos von erigierten Geschlechtsteilen versorgte und Anleitungen gab, wie man seinen Sexualpartner zum Orgasmus führt. Mag also auch das jetzige Vorbringen der baptistischen Eltern unberechtigt gewesen sein: Der BRD-Sexualkundeunterricht sowie die Teilnahmepflicht müssen dringend hinterfragt werden.









23. Richter und Geisteskranke


12.08.2009


Am 12.08.2009 benachrichtigte Claus Plantiko verschiedene Mitteilungsempfänger über den Fortgang seines Verfahrens nach Entzug seiner anwaltlichen Zulassung (Amtsgericht Koblenz, 2010 Js 56233/06.31 Ds). Ein Thema dabei ist die bekannte Tatsache, dass Plantiko von zahlreichen sehr hochgestellten Justizpersönlichkeiten, darunter mehrere Richter vom Bundesverfassungsgericht und Bundesgerichtshof, als "vermutlich geisteskrank" bezeichnet wurde. Außerdem gibt es zu Plantiko noch sieben Gutachten von Neuro- und Psychologen, Psychiatern und Fachärzten; diese wiederum konnten bei Plantiko kein Anzeichen einer Geisteskrankheit feststellen. Das führt zur Frage: Wenn die Richter sowieso gegen jedes Gutachten entscheiden können, und das obendrein in Gebieten, in denen sie gar keine Ausbildung haben - wozu wird dem Justizopfer dann überhaupt noch der sehr erhebliche Zeit- und Kostenaufwand für Fachgutachten aufgebürdet?


Nun, dafür gibt es mehrere Gründe. Bereits die Vernichtung von Geld und ungleich viel kostbarerer Zeit des Opfers für diese Gutachten sind eigentlich schon Grund genug. Zudem kann es durchaus als demütigend empfunden werden, wenn man sich von einem Psycho-Gutachter begutachten lassen muss; die größte Demütigung besteht dann allerdings darin, dass sämtliche Fachgutachten eh einfach ignoriert werden. Die unbeugsame Stärke der BRD-Justiz findet hier ihren schönsten Ausdruck. Sicherlich, es gibt äußerst bekannte Psychiatrie-Kritiker, z.B. die "Kommission für Verstöße der Psychiatrie gegen Menschenrechte e.V. (KVPM)". Die KVPM allerdings wurde von "Mitgliedern der Scientology Kirche" gegründet. Daraus folgt zwar nicht zwingend, dass jegliche Psychiatrie-Kritik falsch sein muss; aber es reicht trotzdem nicht aus, an die Stelle einer falschen Ideologie einfach eine andere falsche Ideologie zu setzen. Dreh- und Angelpunkt für die Diagnose bleiben objektive Normen, welche Handlungen naturwidrig, krankhaft sind. Und genau diese Normen werden in solchen Richterentscheidungen wie im Falle Plantikos ganz bewusst missachtet. "Geisteskrank", "paranoid", "persönlichkeitsgestört" usw. ist dann eben der, der nicht dem "Mainstream" folgt - wobei "Mainstream" noch nicht einmal das sein muss, was tatsächlich die breite, ungebildete und manipulierte Masse für richtig hält, sondern schlichtweg das, was vielleicht nur ein einziger Richter als "richtig" deklariert hat; es ist dann - im schlimmsten Sinne des Wortes - eine "herrschende Meinung", so wandelbar diese auch sein mag.


Übrigens kann der Verf. das Schicksal Plantikos und anderer Justizopfer auch insofern nachvollziehen, als er selbst ähnliches erlebt hat. Der Verf. ist nämlich trotz zahlreicher "Verurteilungen" nicht bereit, auf seinen Titel "römisch-katholischer Priester" zu verzichten: Er hat beides unwiderlegbar bewiesen: 1. dass er römischkatholisch ist (vollumfängliches Bekenntnis der römisch-katholischen Glaubenslehre; dementsprechend Ablehnung des sog. "Zweiten Vatikanischen Konzils" (V2) und überhaupt der V2-Gruppe); 2. dass er Priester ist (Weihe in einer gültigen Weihelinie (Sukzession)). Die Gegenseite wiederum, speziell die V2-Gruppe mitsamt ihren Helfern, verzichtet komplett darauf, diese Beweise zu entkräften oder gar zu widerlegen - ganz im Gegenteil: Die Gültigkeit der Priesterweihe ist auch seitens der V2-Gruppe endgültig anerkannt. Die Gegenseite kann sich also lediglich auf die bewiesenermaßen absolut falsche Behauptung stützen, die V2-Gruppe sei die katholische Kirche, und allein basierend auf dieser klaren Falschaussage wird die Katholizität des Verf. geleugnet. Um den Verf. trotzdem irgendwie ausmerzen zu können, versuchte "Amtsgericht Dorsten", den Verf. zu entmündigen, und bestellte dazu Mihail Kivi als Psycho-Gutachter. Kivi diagnostizierte allerdings nach langer "Untersuchung" des Verf., bei diesem "lassen sich keine sicheren Hinweise eruieren oder wahrscheinlich machen, dass bei ihm eine paranoide Persönlichkeitsstörung vorliegt." Das bewahrte den Verf. zwar immerhin vor jeglicher "Betreuung", aber trotz allem behauptete "Amtsgericht Dorsten" dann in vollendeter Schizophrenie endgültig, dass beim Verf. eine "paranoide Persönlichkeitsstörung" vorliegt. Soviel zur Vertrauenswürdigkeit der Psycho-Justiz. Es wäre allerdings falsch, vor dieser notorischen schizophrenen Willkür der BRD-Richter einfach zu kapitulieren; insofern ist auch Plantikos Kampf ums Recht zu begrüßen und ggf. zu unterstützen.









24. Richtigstellung zum Knol-Projekt von Google


16.08.2009


"Die Knol-Artikel sind ein kostenloser Dienst von Google, über den Sie kommunizieren, zusammenarbeiten und Ihr Wissen an die ganze Welt weitergeben können. [...] Den Nutzern ist es untersagt, Materialien zu veröffentlichen, die Hass gegenüber Gruppen im Hinblick auf ethnische Zugehörigkeit, Herkunft, Religion, Behinderungen, Geschlecht, Alter, Status als Veteran und sexuelle Orientierung/Geschlechtsidentität schüren." So steht es in den Knol-Inhaltsrichtlinien. Kürzlich erlangte der Knol-Artikel über den Verf. dieser Mitteilung, "Rolf Hermann Lingen - Sedisvakantismus" v. 22.12.2008 (bis zum 16.08.2009 gerade mal 750 Aufrufe), einen etwas weiteren Bekanntheitsgrad, u.z. durch die vollständige Zitierung im Artikel "Bereits Ausdruck akuter Krankheit oder noch Meinungsfreiheit?" v. 13.08.2009 bei onlinezeitung24.de (oz24), Autor "Chaim", in der Rubrik "Witziges & Skurriles".


Zunächst zum Knol-Artikel: Dieser ist eine Sammlung massiver Falschinformationen zur Diskreditierung des Verf.; einige Beispiele:


1. "Rolf Hermann Lingen verbreitet im Internet seine religiöse Weltanschauung und leitet aus dieser das Recht ab, gegen allgemein anerkannte straf- und zivilrechtliche Normen unserer Gesellschaft verstoßen zu dürfen." Zu 1) Bereits zu diesem Einleitungstext stellt sich die Frage: Gegen welche "straf- und zivilrechtliche Normen" "verstößt" der Verf., und wer hat diese Normen eigentlich "anerkannt"? Nun, jedem ist sofort klar einsichtig, dass der Verf. eben gegen keinerlei solcher geltenden Normen verstößt. Sowieso ist eine "Anerkennung" einiger Normen für ihre objektive Gültigkeit absolut unerheblich - (Ruf-)Mord bleibt (Ruf-)Mord, Lüge bleibt Lüge usw., unabhängig von Gesetzgebern und Richtern. Recht und Unrecht können im Kern objektiv nicht nach Mehrheit wechseln; selbst rein positive, wandelbare Gesetze / Normen dürfen nicht das Allgemeinwohl schädigen, denn dann können sie gar keine Gesetzeskraft / Rechtskraft erlangen. Das ist schon im Naturrecht begründet und wurde so auch von der Kirche immer klar gelehrt. Rechtspositivistische Alternativen wie der Nationalsozialismus sind eben keine echten Alternativen. Jeder denkende Mensch, somit auch der Verf., muss den Rechtspositivismus ablehnen, und diese Ablehnung wird nun dem Verf. als "Verstoß" gegen "Normen" vorgeworfen. Blieben noch die ganzen "Beleidigungsprozesse" gegen den Verf. - aber diese haben sich allesamt schon per se als gegenstandslos erledigt. Es sei hier nur erinnert an die - jegliche Bestrafung absolut verunmöglichende - vollkommene Unbestimmtheit der "Straftat Beleidigung" (§185 StGB), die schlichtweg ein bloßes "Phantomdelikt" (Dr. Dr. habil. Richard Alberts) ist. "Beleidigungsjustiz" ist an sich immer ein "Verbrechen" (Bert Steffens).


2. Der Verf. kritisiert "die von ihm als V2-Sekte bezeichnete katholische Amtskirche für ihren angeblichen Irrglauben". Zu 2) Also: Das Rom des sog. "Zweiten Vatikanischen Konzil" (V2) ist bewiesenermaßen eben *NICHT* die "katholische Amtskirche", sondern wegen ihres nicht bloß "angeblichen", sondern eben klar *bewiesenen* Irrglaubens eine nichtkatholische Glaubensgemeinschaft, und solche Gemeinschaften werden nun einmal von der Kirche schlichtweg als "Sekten" bezeichnet.


3. Der Verf. wurde "wegen unbefugter Benutzung einer Amtsbezeichnung der Kirchen am 18.04.2007 und 19.10.2007 rechtskräftig verurteilt". Zu 3) Es ist direkt zwingend einsichtige und zudem ausdrückliche unfehlbare Lehre (Dogma), dass die Kirche nicht dem Staat unterworfen ist; s. auch die Worte Christi über die Verfolgung der Christen durch Richter, Könige und Statthalter. Folglich ist es vollkommen *unmöglich*, dass der Staat jemanden wie den Verf., dessen Katholizität und gültige Priesterweihe klar bewiesen ist, "rechtskräftig" für seinen Titel verurteilt. Nur wer im krassen Widerspruch zum geltenden Recht steht, "erkennt" derlei "Normen" der BRD an.


4. "Innerhalb der katholischen Kirche ist die Gültigkeit von Lingens Weihe äußerst umstritten." Zu 4) Das ist in jeder Hinsicht absolut falsch, d.h. unabhängig davon, ob mit "katholische Kirche" nun die wahre katholische Kirche oder die V2-Gruppe gemeint ist: Von beiden Seiten ist vielmehr die Gültigkeit der Weihe des Verf. endgültig anerkannt, was namentlich im Text des Verf. über seinen Weihevater Bischof Georg Schmitz unwiderlegbar dargelegt ist.


5. "Die überwiegende Mehrheit der Kirchenvertreter fassen Lingen lediglich als 'Spinner' auf". Zu 5) In der Tat wird der Verf. öfters derartig verleumdet. Aber derlei Vorwürfe mussten sich auch Johannes der Täufer, Jesus Christus, der Apostel Paulus etc. pp. anhören. Zugegeben, immerhin haben BRD und V2-Gruppe versucht, den Verf. mit Hilfe eines Psycho-Gutachtens zu entmündigen; dieser Plan ist aber vollständig gescheitert, weil das Ergebnis der Psycho-Begutachtung durch Mihail Kivi lautete, beim Verf. "lassen sich keine sicheren Hinweise eruieren oder wahrscheinlich machen, dass bei ihm eine paranoide Persönlichkeitsstörung vorliegt."


Abschließend: Wozu also so ein massiv verleumderischer Text bei oz24? Wörtlich erklärtermaßen will der oz24-Autor "Chaim" den Verf. "bekämpfen", wozu er ihn obendrein mit schlimmsten Verleumdungen wie "Ayatollah" belegt (der Verf. propagiert *nicht* den Islam). Dabei ist "Chaim" auch erklärter Feind der katholischen Glaubenslehre: Er behauptet im Artikel, die katholische Kirche habe das Dogma von der Heilsnotwendigkeit geändert resp. die Kirche sei doch dem Staat unterworfen. D.h. eigentlich macht "Chaim" dem Verf. nur zum Vorwurf, noch an der unfehlbaren Wahrheit festzuhalten. Und das ist eben der Dreh- und Angelpunkt: Wie jedem sofort unbedingt einsichtig, *können* Dogmen sich unmöglich ändern - Wahrheit bleibt Wahrheit, oder sie war eben niemals Wahrheit. Würde auch nur ein einziges Dogma geändert / zurückgenommen werden, wäre das gesamte Glaubensgebäude der katholischen Kirche rettungslos in sich zusammengestürzt. Es müsste natürlich dann nicht jeder Satz falsch sein - aber kein einziger Satz hätte mehr die kirchliche Autorität. Es ist n.b. sogar eine Häresie zu behaupten, dass eine solche Änderung überhaupt nur möglich sei - unabhängig von irgendeinem konkreten Fall. Diese Mitteilung wird auch an die Knol-Beschwerdestelle geschickt.









25. Bundestagswahl 2009: Verfassungsbeschwerde und Stimmzettel-Aufkleber


21.08.2009


Bereits am 12.06.2009 legte Bert Steffens Verfassungsbeschwerde ein "wegen Verletzung seiner Rechte als wahlberechtigter Bürger in der bevorstehenden Bundestagswahl 2009"; darin beantragte Steffens: 1. "Eine Ergänzung, bzw. Änderung jener gesetzlichen Regeln, welche die Ausgestaltung des amtlichen Stimmzettels bestimmen, dahingehend, dass vom Wahlberechtigten durch ein auf den Stimmzettel gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich gemacht werden kann, dass keine der sich zur Wahl stellenden Erst- oder Zweitstimmen gewählt wird." 2. "Die Zugrundelegung aller, also der einhundert Prozent der Wahlberechtigten zwecks der prozentualen Berechnung des Wahlergebnisses".


Eigentlich muss der Bürger das Recht haben, zu allen auf dem Wahlzettel aufgeführten Politikern explizit "Nein" zu sagen - und eben dieses "Nein" muss als Willenskundgebung des Souveräns gewertet werden, zumal mittlerweile die Nichtwähler bei vielen Wahlen die absolute Mehrheit erreichen. Übrigens wird durch "Nichtwählen" normalerweise noch nicht einmal die "Staatliche Parteienfinanzierung" ("Wahlkampfkostenerstattung") beeinflusst. Zwar erhält jede Partei für erhaltene Stimmen einen Betrag, es gibt aber relative und absolute Obergrenzen für diese staatlichen Parteienzuwendungen, und infolgedessen verringern sich die Einnahmen für die Parteien normalerweise auch nicht durch eifriges Nichtwählen. Dabei ist auch die Art des Nichtwählens irrelevant, d.h. ob bzw. wie man den Wahlzettel ungültig macht resp. ob man überhaupt zur Wahl geht. Faktisch hat der Bürger also nichts zu sagen. Man denke auch an die Feststellung von Univ.-Prof. Dr. iur., Dipl.-Volkswirt, Hans Herbert von Arnim, "dass dem Bürger sein Einfluss nur vorgegaukelt wird und er in Wahrheit - ähnlich wie bei einem großen Sportereignis - praktisch nur die Rolle eines Zuschauers innehat. Nicht einmal, wer Abgeordneter wird und wer regieren soll, können die Bürger bestimmen. Die wichtigsten demokratischen Entscheidungen werden von Parteiführungen in Kungelrunden über die Köpfe der Wähler hinweg getroffen" (Volksparteien ohne Volk. Das Versagen der Politik, 2009, S. 9f). Aber so verführerisch auch die Illusion einer "Wahlmöglichkeit" sein mag, und so nützlich diese Illusion auch speziell für die Mächtigen sein mag: Für ein stabiles, gerechtes System ist diese Illusion letztlich nicht besonders hilfreich.


Deshalb lädt Steffens nun ein zur Teilnahme an der "Aktion 'Stimmzettel-Aufkleber' zur Bundestagswahl am 27.09.2009". Steffens empfiehlt in seinem dazugehörigen Schreiben, auf dem Wahlzettel einen Aufkleber anzubringen z.B. mit dem Text: "NEIN – ich wähle keinen der hier genannten." Steffens führt aus: "Wenn die Wahlbeteiligung, inklusive der ungültigen Stimmen, unter 50 Prozent gesunken ist, dann endlich ist Platz für neue, wirklich demokratische Parteien, die sowohl das Grundgesetz achten und die Menschenrechte – und dazu gehört u. a. auch eine entsprechende Wirtschafts- und Außenpolitik, sowie Justizpolitik und Exekutive. Bei weniger als 50 Prozent gültiger Wählerstimmen fehlt den Parteien die demokratische Legitimation eine Regierung zu bilden selbst dann, wenn alle Parteien miteinander koalieren würden. Bitte beachten: Alle bisherigen Berechnungen der Wahlergebnisse sind falsch, weil in irrealer Weise der Anteil der sogenannten ‚Nichtwähler’ unterschlagen wurde. Denn auch die 'Nichtwähler' haben gewählt: Sie haben NEIN gesagt!" Zu welchen Verbesserungen die Verfassungsbeschwerde resp. die "Aktion 'Stimmzettel-Aufkleber'" führen, wird man sehen müssen. In jedem Falle ist es begrüßenswert, wenn Illusionen als solche erkannt und v.a. abgestellt werden.









26. Der Irrlehrer Josef Ratzinger / Benedikt XVI.


15.09.2009


"Nach mehr als 50 Jahren hält Papst Benedikt XVI. die Urfassung seiner Habilitationsschrift gedruckt in Händen [...] Joseph Ratzinger selbst sprach im Rückblick auf seine damalige Arbeit einmal vom 'Drama der Habilitation'. Nachdem der hoch angesehene Münchener Dogmatiker Michael Schmaus (1897-1993) als Zweitgutachter das Skript wegen eines 'gefährlichen Modernismus' abgelehnt hatte, stand die akademische Karriere Ratzingers 1956 kurz vor dem Scheitern. Schließlich reichte er den von Schmaus unbeanstandeten Schlussteil der Untersuchung ein" (Radio Vatikan, 13.09.2009). Zunächst zum "Modernismus": Dieser wurde von Papst Pius X. bereits 1907 in der Enzyklika "Pascendi Dominici gregis" als "Zusammenfassung" / "Sammelbecken aller Häresien" (omnium haereseon collectum) entlarvt. Besonders kennzeichnend für die Modernisten ist dabei die Verschleierung ihrer wahren Absichten, i.e. den katholischen Glauben in seiner Wurzel zu bekämpfen. Dazu erklärt Pius X. in Pascendi: "Sowohl den Rationalisten als auch den Katholiken spielen sie ohne Unterschied, und das in so perfekter Heuchelei, daß sie jeden Unvorsichtigen leicht in ihren Irrtum locken."


Dass Ratzinger ein Irrlehrer und als solcher kein Mitglied der Kirche ist, bestreitet niemand ernsthaft. Nur die laut Pius X. "Unvorsichtigen" können noch "in den Irrtum gelockt" werden, Ratzinger für einen Katholiken - oder gar den Papst - zu halten, wenn er "in so perfekter Heuchelei" behauptet, sich für Glaube und Moral einzusetzen. Ausführliche Analysen der massenweisen Häresien Ratzingers lassen sich leicht finden, namentlich bei den "Sedisvakantisten" und bei den Pius-Brüdern von Marcel Lefebvre. Letztere sind allerdings selbst bereits aufgrund ihres Schismas häretisch: Sie stehen ausdrücklich in Gemeinschaft mit der Gruppe des sog. "Zweiten Vatikanischen Konzils" ("Vatikanum 2" / V2). Doch so aufschlussreich und wertvoll auch viele Analysen der umfangreichen Ratzinger-Schriften sein mögen: Es ist nicht unbedingt für jeden zwingend erforderlich, alle diese Analysen selbst zu überprüfen. Zudem gibt es in der Theologie eine Auseinandersetzung um die Frage nach dem "papa haereticus": Was ist, wenn ein Papst in Häresie fällt? Kann ein Häretiker überhaupt gültig zum Papst gewählt werden? Verliert er, wenn er erst nach seiner Wahl zum Häretiker wird, sein Papstamt wieder?


Doch selbst diese Diskussion um den papa haereticus ist für die sog. "Päpste" des V2, angefangen 1958 mit Angelo Roncalli ("Johannes XXIII."), nicht wirklich entscheidend. Tatsache ist, dass das gesamte V2-Gebilde ein häretisches Gebilde ist, das gar nicht die zwingend notwendigen Kennzeichen der wahren Kirche (einig, heilig, katholisch, apostolisch) besitzt. Die sog. "neue Messe" ist nur ein erwartungsgemäßer Ausfluss einer vergifteten Quelle. Die sog. "Weltjugendtage" mit ihren Ausschweifungen und insbesondere die sog. "Priesterskandale" speziell im Bereich des sechsten Gebotes (Zölibatsbruch, Kinderschändung) usw. usf. wiederum könnten zunächst als bloßes Versagen einzelner aufgefasst und insofern entschuldigt werden. Tatsächlich beruht aber dieses riesige Ausmaß der Sittenlosigkeit auch eindeutig auf der Bekämpfung des katholischen Glaubens. Also selbst von diesen ganzen Themen einmal abgesehen bleibt festzuhalten: Prinzipiell kann und muss jeder sofort klar und untrüglich erkennen, dass das V2-Gebilde eine bloße Täuschungsorganisation ist, deren - insbesondere leitende - Mitglieder nur "den Katholiken spielen", ohne es zu sein. Dazu genügt es bereits, einerseits das Dogma von der Heilsnotwendigkeit der Kirche zu kennen, und anderseits die ausdrückliche Leugnung dieses Dogmas in den Texten von V2 (z.B. "Unitatis Redintegratio": Der Geist Christi habe "sich gewürdigt", die "getrennten Kirchen ... als Mittel des Heiles zu brauchen"). Doch selbst wer diese V2-Passage nicht kennt, kann die sog. "Ökumene" des V2-Gebildes, d.h. die ganze "Hochschätzung" und "Zusammenarbeit" der V2-Leitung mit den offiziellen Nichtkatholiken, und die völlige Unvereinbarkeit dieser Gegebenheiten mit dem Wesen der Kirche unmöglich leugnen. Insofern ist auch der Hinweis darauf, dass die Urfassung von Ratzingers Habilitationsschrift bereits damals als "gefährlich modernistisch" durchschaut wurde, nur eine Bestätigung altbekannter Tatsachen.









27. Kostenloses Schulobst als Beruhigungspille


21.09.2009


Am 18.09.2009 hat der Bundesrat dem Schulobstgesetz zugestimmt; dementsprechend sollen den Kindern in Kindergärten und Grundschulen kostenlos Obst und Gemüse angeboten werden. Allerdings sind noch dabei nicht alle Fragen der Finanzierung und somit der Umsetzbarkeit dieses Gesetzes geklärt. Und sogar abgesehen von der Finanzierungsproblematik wirft dieses Gesetz Fragen auf. Immerhin: Begrüßenswert ist eine Ernährung mit viel Obst und Gemüse definitiv, und angesichts der grassierenden Seuche des Übergewichts muss eine solche Ernährung erst recht gefördert werden: In Deutschland sind die Hälfte der Frauen und Zweidrittel der Männer übergewichtig. Oft werden auch dafür bereits im Kindesalter die Weichen gestellt, sowohl hinsichtlich der Gewöhnung an eine bestimmte Ernährung als auch v.a. hinsichtlich der gesundheitlichen Entwicklung. Eine spätere Umgewöhnung, gerade in Sachen Ernährung, fällt manchen schwer, ist aber eigentlich immer möglich. Wirklich gravierend sind hingegen ernährungsbedingte, womöglich irreparable Schäden, die man dann ggf. viele Jahrzehnte mit sich herumtragen muss.


Dennoch bleiben Fragen zum neuen Gesetz: Warum muss das Obst kostenlos sein? Warum sollten nicht die Eltern ganz normal auch dann für die Verpflegung ihrer Kinder bezahlen, wenn die Kinder etwas während der Schulzeit essen? Das verwundert umso mehr, wenn man einerseits die relativ geringen Obstkosten - geschätzte 40 Euro pro Kind / Jahr - und anderseits sonstige hohe Kosten bedenkt, die den Eltern für zumindest äußerst fragwürdige Aktionen aufgebürdet werden, z.B. für sinnlose und sogar desorientierende Exkursionen. Warum gibt es noch immer kein generelles strenges Verkaufsverbot von Süßigkeiten, Salzgebäck, Kuchen etc. an Schulen? Warum werden den Kindern z.B. überzuckerte Getränke wie Kakao leicht zugänglich gemacht? Warum wird oft noch geduldet, dass Eisverkäufer mit ihren Wagen auf Schulhöfen stehen? Ein diesbez. Verbot würde bereits an sich als Schutz vor schädlicher Ernährung dienen, und mangels ungesunder Alternative bliebe dann nur der Kauf von gesunden Lebensmitteln als Option. Zudem würde mit einem diesbez. Verbot besonders deutlich signalisiert, was von ungesunder Ernährung zu halten ist, und schließlich gäbe es für ein solches Verbot keinerlei Probleme mit der Finanzierung.


Zudem könnte man noch weiter fragen: Warum ist noch immer nicht die längst überfällige Ampelkennzeichnung der Lebensmittel umgesetzt ("Wissenschaft spricht für Ampelfarben", foodwatch.de, 08.09.2009)? Warum dürfen fructosehaltige Lebensmittel noch immer mit der Behauptung "Diät" / "für Diabetiker geeignet" beworben werden, obwohl schon seit Jahren bekannt ist, dass Fructose Übergewicht und Leberverfettung fördert und somit einen Diabetes verschlimmern, ja sogar verursachen kann? Wieso ist der diesbez. §12 der "Verordnung über diätetische Lebensmittel" (Diätverordnung - DiätV) auch nach zahlreichen Protesten seitens Verbraucherschützern noch immer nicht revidiert ("Lebensmittel für Diabetiker: schädlich", ZDF, Frontal21, 12.05.2009)? Warum werden auf vielen Lebensmitteln noch die vom Verband der Europäischen Lebensmittelindustrie fabrizierten "GDA"-Angaben ("Guideline daily amount" - Richtlinie für den Tagesbedarf an Kalorien und Nährstoffen) zugelassen? Wieso wird toleriert, dass diese "GDA"-Kennzeichnung auf uneinheitlichen, somit verwirrenden und bisweilen regelrecht absurden Portionsgrößen basiert, wobei sie besonders fatal ist wegen des viel zu hohen Richtwerts für die Zuckermenge ("Die Wahrheit über heimliche Kalorienbomben", BamS 20.09.2009)? Statt diese klaren und klar lösbaren Probleme endlich in Angriff zu nehmen, kommt nun nur ein eigentlich unnötiges Schulobstgesetz, dessen Umsetzbarkeit obendrein noch gar nicht richtig geklärt ist. Die Sorge ist also nicht unbegründet, dass auch das jetzige Schulobstgesetz nur eine halbherzige Verbesserung bringt und eher als Beruhigungspille für die schlichtweg desaströse Ernährungssituation dienen soll. Jedenfalls besteht auch mit diesem Gesetz keine Möglichkeit, mit der Ernährungssituation zufrieden zu sein.









28. Klimawandel und Kosten für den Klimaschutz


23.09.2009


Beim aktuellen UN-Klimagipfel in New York forderte nun US-Präsident Barack Obama wieder umfassende Maßnahmen, um eine "Klimakatastrophe" zu verhindern. Daraufhin hat nun Bundeskanzlerin Angela Merkel von den USA einen konkreten Maßnahmenplan für ein Klimaabkommen gefordert. Während die unentwegten Forderungen nach "Klimaschutz" lang und breit in der Politik und in den Medien thematisiert werden, sind diesbez. kritische Stimmen kaum zu vernehmen. So listet selbst Google heute (23.09.2009) nur sechs Ergebnisse zu "Klimawandel - ein offener Brief".


Zum Hintergrund: Bereits am 26.07.09 hatten Prof. Dr. rer. nat. Friedrich-Karl Ewert, Diplom-Geologe, Universität. - GH - Paderborn, und Dr. Holger Thuß, EIKE Präsident Europäisches Institut für Klima und Energie, den Text "Klimawandel - ein offener Brief" an die Kanzlerin versandt. Zu den Kernaussagen gehört, "dass wir keine CO2-kausal begründbare globale Erwärmung haben, sondern periodische Temperaturschwankungen normalen Ausmaßes. Dementsprechend hat sich die Atmosphäre seit 1998 - also seit 10 Jahren - nicht weiter erwärmt und seit 2003 wird es sogar wieder deutlich kühler. Keines der teuren Klimamodelle hat diese Abkühlung prognostiziert. Laut IPCC [Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC; Zwischenstaatlicher Ausschuss für Klimaänderungen), sog. "Weltklimarat", eingerichtet vom United Nations Environment Programme (UNEP; Umweltprogramm der Vereinten Nationen)] hätte es weiter und unvermindert wärmer werden müssen. Aber, was wichtiger ist, anthropogenes CO2 spielt dabei keinerlei erkennbare Rolle. Der vom CO2 absorbierbare Strahlungsanteil ist bereits durch die gegenwärtige Konzentration nahezu ausgeschöpft. Selbst wenn CO2 eine Wirkung hätte und alle fossilen Brennstoffvorräte verbrannt würden, bliebe die zusätzliche Erwärmung langfristig auf den Bereich von Zehntelgraden beschränkt. [...] Inzwischen wurde die Überzeugung vom Klimawandel und dessen menschlicher Urheberschaft zu einer Pseudoreligion entwickelt. Ihre Verfechter stellen nüchtern und sachbezogen analysierende Realisten, zu denen ein Großteil der internationalen Wissenschaftlerelite gehört, bedenkenlos an den Pranger."


Diesem offenen Brief angefügt war eine Liste mit 130 Unterschriften, größtenteils von Fachleuten. Mittlerweile gibt es 290 Unterzeichner, aber noch immer keine Antwort seitens der Kanzlerin, weswegen am 12.09.2009 EIKE Präsident Dr. Holger Thuß und Vizepräsident Michael Limburg einen Erinnerungsbrief an Angela Merkel geschrieben haben. Darin heißt es: "Die beobachteten globalen Temperaturänderungen - zum Klimawandel verkürzt - der letzten 120 Jahre sind, wie wir im Anhang nachgewiesen haben, natürliche Variationen und zeigen keinerlei irgendwie steuerbaren von Menschen gemachten Einfluss. Dieser wurde auch nirgendwo - auch nicht vom IPCC - nachgewiesen. Tausende von Wissenschaftlern weltweit teilen diese Einschätzung." Der Klimaschutz als Pseudoreligion? Es wäre jedenfalls nicht das erste Mal, dass wissenschaftliche Erkenntnisse ignoriert, wenn nicht gar verboten würden, und dass Realisten totgeschwiegen, wenn nicht gar bestraft würden, weil sie Aussagen hinterfragen, die von den Mächtigen verbreitet werden. Für Wahrheitssucher, die sich noch nicht einmal mit aufgezwungenen Pseudoreligionen abfinden wollen, kommt dann zur Mühe der inhaltlichen Auseinandersetzung ggf. noch eine massive gesellschaftliche Belastung hinzu. Aber immerhin scheint wenigstens die Auseinandersetzung mit dem Thema Klimawandel derzeit noch relativ gefahrlos möglich. Das Motto von EIKE lautet dabei: "Nicht das Klima ist bedroht, sondern unsere Freiheit! Umweltschutz: Ja! Klimaschutz: Nein". Man denke hier z.B. an die Diskussionen um die "Internetsperren gegen Kinderpornographie": Im Grunde muss jedem klar sein, dass Kinderpornos nur als Vorwand missbraucht werden, um die notwendige Informations- und Meinungsfreiheit zu unterdrücken. Beim Klimaschutz geht es zudem um Milliardenbeträge, bei denen zu fragen ist, wo diese riesigen Summen herkommen und wohin sie fließen sollen. Trotz der laut Politikern und Medien so absolut unstrittig eindeutigen Sachlage beim Klimawandel scheint es also lohnenswert, die von EIKE zusammengestellten Kernaussagen selbst zur Kenntnis zu nehmen.









29. foodwatch über Philadelphia Frischkäse von Kraft Foods


12.10.2009


Die foodwatch Kampagne gegen Werbelügen und Etikettenschwindel, abgespeist.-de, hat nun den Frischkäse "Philadelphia alla Pesto verde & Tomate" von Kraft Foods einer Prüfung unterzogen. Im diesbez. abgespeist.de-Artikel "Schwindelt himmlisch gut" (08.10.2009) heißt es: »Das „neue, frische Aussehen“ der Verpackung macht den Griff nach Philadelphia laut Kraft jetzt noch leichter. Die „appetitlichen Fotos“ und „intensiven Farben“ zeigen nämlich „was drin ist“ und „machen Lust darauf“ zu probieren. Nun, tatsächlich zeigen die Fotos eben nicht, was drin ist. Viele reife Tomaten zum Beispiel. Oder Pesto. Dafür finden sich unter den Zutaten jede Menge Zusatzstoffe. Neben Aromen und Säuerungsmitteln stecken Verdickungsmittel wie das umstrittene Carrageen drin. [...] Wie erhöht man unauffällig den Preis? Indem man eine neue Verpackung mit weniger Inhalt zum alten Preis anbietet. Das hat sich 2009 wohl auch Kraft gedacht, dabei aber nicht mit der Verbraucherzentrale Hamburg gerechnet, die Philadelphia in ihre Mogel-Liste aufnahm.« Wie auch sonst bei den abgespeist.de-Aktionen üblich, kann jeder leicht über abgespeist.de eine Beschwerde-E-Mail an den Hersteller des jeweiligen Produktes, diesmal also an Kraft Foods verschicken. Solche Mitmach-Aktionen sind schon an sich generell begrüßenswert und auch für Christen unterstützenswert, weil sie sich gegen Lügen richten, zumal auch die Ernährung kein völlig unwichtiges Lebenselement ist. Im Falle von Philadelphia Frischkäse kommt allerdings noch die Verhöhnung des sittlichen, speziell religiösen Empfindens hinzu.


So finden sich momentan auf der Homepage philadelphia.de ein Video sowie Photos z.Th. "Großes Philadelphia Babybauch-Fotoshooting mit Herz". Schwangere halten dafür ihren - oft nackten! - Bauch in die Kamera. Also: So natürlich und erfreulich eine Schwangerschaft auch ist - dafür muss man trotzdem nicht sein eigenes sittliches Empfinden missachten und auch nicht das sittliche Empfinden anderer verletzen. Auch die Kinderzeugung ist ein natürliches und speziell in der Ehe ein tugendhaftes Handeln; das gilt jedoch nicht in gleichem Maße für das Zuschauen (lassen) dabei. Sicherlich, in einer moralisch verkommenen Gesellschaft ist es normal, ja beliebt, möglichst viel Fleisch zur Schau zu tragen bzw. zu beschauen, und wer noch moralisch gefestigt ist, wird schnell mit derbstem Spott überschüttet. Wer es obendrein wagt, Unmoral zu kritisieren, muss dafür mit massiven zivil- und strafrechtlichen Konsequenzen rechnen. Das darf aber kein Freibrief sein für Unmoral.


Und während die Philadelphia-Fleischbeschau allgemein das sittliche Empfinden verletzt, sind die bekannten Philadelphia-Werbefilmchen oft direkte Schläge ins Gesicht religiöser Menschen. Derzeit sind z.B. bei youtube mehrere solcher Clips zu finden durch Suche nach "Philadelphia frischkäse" resp. "Philadelphia Cream Cheese". Der "Himmel" ist angeblich bevölkert mit vertrottelten "Engeln", deren "Seligkeit" darin besteht, Frischkäse aus dem Supermarkt in sich hineinzustopfen. Und als wäre das noch nicht armselig genug, darf man gerne auch noch an die Philadelphia-Qualität denken, die von abgespeist.de beschrieben wurde. Auch wenn foodwatch bloß zufällig im Oktober diese Philadelphia-Aktion durchgeführt hat und auch wenn foodwatch an der Engel- resp. Religionsverhöhnung keinerlei Anstoß nimmt: Die Kirche feiert am 2. Oktober das Schutzengelfest und am 24. Oktober das Fest des hl. Erzengels Raphael. Engel sind keine "Witzfiguren". Was Kraft Foods den Verbrauchern bietet, ist nicht hinnehmbar. Man sollte also auch dem Philadelphia-Hersteller zeigen, dass man sich derlei "himmlischen Schwindel" nicht bieten lässt.









30. Päpstin Johanna - Die Welt will betrogen werden


20.10.2009


Derzeit läuft in deutschen Kinos der Film "Die Päpstin" von Sönke Wortmann, basierend auf dem Roman von Donna W. Cross. Titelgestalt ist eine "Johanna von Ingelheim", die Mitte des 9. Jhds. als sog. "Päpstin Johanna" resp. "Johannes Anglicus" die katholische Kirche regiert haben soll. In diesem Zusammenhang veröffentlichte film.de am 20.10.2009 ein Interview mit der "Päpstin"-Darstellerin Johanna Wokalek. Der Wortmann-Film wird dabei als "Historienromanverfilmung" bezeichnet, und im Interview wird ausführlich über "Johanna von Ingelheim" gesprochen. O-Ton Wokalek: "Johanna von Ingelheim hat eine bewundernswerte innere Klarheit und Kraft. Ein Vertrauen in sich selbst, das sie stets nach den richtigen Werten handeln lässt. Das hat mich sehr berührt. Das habe ich mitgenommen." Darf angesichts der "Päpstin"-Fabel wirklich von "Klarheit" und "richtigen Werten" geschwärmt werden?


Zum Hintergrund s. J. Marx, Lehrbuch der Kirchengeschichte, Trier (8)1922, 285f: "Die mittelalterliche Sage lässt nach dem Tode Leos IV., 17. Juli 855, ein Mädchen Namens Johanna den päpstlichen Stuhl während zweieinhalb Jahren inne haben. Diese Fabel tauchte zuerst in der Metzer Weltchronik im J. 1250 auf, wurde dann bald in das vielbenutzte Geschichtswerk des Martinus von Troppau, genannt Polonus, eingeschoben und fand dadurch weite Verbreitung. Jene Zeit nahm die Erzählung gläubig hin, zu Siena wurde der Päpstin eine Büste errichtet, und der h. Antoninus behandelt die Frage, ob die Weihen dieser Päpstin gültig gewesen seien. Zweifel an der Sache erhob zuerst Äneas Silvius Piccolomini, der spätere Papst Pius II. (1458 / 64), sodann Platina. Panvinius († 1568) wies sie entschieden zurück, während die Magdeburger Zenturiatoren glaubten, den fetten Bissen sich nicht entgehen lassen zu dürfen. Nur einzelne protestantische Fanatiker wollen noch in unserer Zeit an der Sache festhalten. Dass sie Fabel ist, erweisen folgende sichere Tatsachen: 1. Leo IV. starb am 17. Juli 855, und am 7. Oktober desselben Jahres stellt Benedikt III. eine Urkunde für Alt-Korvey aus. 2. Eine römische Münze zeigt die Bilder Benedikts III. und Kaiser Lothars I., gestorben am 17. September 855; also war ersterer beim Tode des letzten schon Papst. 3. Ein Bote Hinkmars von Reims erfährt auf dem Wege nach Rom den Tod des Papstes Leo und findet, dort angekommen, Benedikt schon als Papst. Durch diese Tatsachen wird der Bericht des LP. [Le Liber Pontificalis, Texte, introduction et commentaire par L. Duchesne, Paris 1886, 1/2] bestätigt, so dass seine Angaben als sicher zu betrachten sind. Er berichtet, dass Benedikt "bald" nach dem Tode Leos gewählt und am 29. Sept. geweiht wurde und inzwischen eine Gesandtschaft von Kaiser Ludwig II. erbeten und erhalten hatte."


K. Algermissen (Kirchengeschichte, Celle (2)1956, 181) schließt seine Ausführungen zu der Frage "215. Hat es eine Päpstin Johanna gegeben?" mit der Feststellung: "Die Fabel von der Päpstin Johanna ist seit vier Jahrhunderten von der Wissenschaft, auch von der nichtkatholischen, erledigt, was aber gewisse Gegner der Kirche nicht stört, sie immer wieder einer einfältigen Masse als pikante Angelegenheit vorzusetzen."


J. Schuck (Geschichte der Kirche Christi, Würzburg 1953, 268) streift das Thema nur kurz: "Aber das Märchen, das im zwölften Jahrhundert verbreitet wurde, ein Mädchen namens Johanna, in Mainz oder England geboren, habe kurze Zeit den Stuhl Petri eingenommen und sei dann als Betrügerin entlarvt worden, ist selbstverständlich nicht mehr als ein Märchen; schon im Jahr 1649 wurde es durch den gelehrten protestantischen Geistlichen David Blondel eingehend widerlegt. Die Fabel ist auch hier nur deswegen erwähnt, weil Kirchenfeinde oft jedes törichte Gerede auflesen."


Fazit: Diese Hartnäckigkeit, mit der selbst klar widerlegte, sogar hetzerische Lügen verbreitet und geglaubt werden, mahnt zu größter Besonnenheit generell bei Themen, die als "offenkundige Tatsachen" verkauft werden.









31. Deutsche Bischofskonferenz und Sedisvakantismus


28.10.2009


Die "Welt am Sonntag" veröffentlichte am 15.02.2009 einen Artikel "Piusbrüder erhitzen die Gemüter in Bayern. Doch sie sind nicht die einzigen katholischen Abtrünnigen im Freistaat." Entsprechend dem Untertitel werden im Artikel außer der Piusbruderschaft von Marcel Lefebvre noch andere "Traditionalisten" genannt. Der Artikel endet: »Daneben gibt es weitere kleinere Gruppen, die mit ihrer Kritik noch weiter gehen als die Piusbrüder. Dazu zählen die "Sedisvakantisten", die alle Päpste nach Pius XII. (1939-1958) für Häretiker halten und daher den Stuhl Petri seit 1958 als unbesetzt (vakant) ansehen. Ihr deutscher Vertreter, Pater Rolf Hermann Lingen, bezeichnet sich selbst als "römisch-katholischer Priester" und die derzeitige katholische Kirche als "Konzilssekte". Die Deutsche Bischofskonferenz hält sich zu diesen Gruppierungen bedeckt. Zumindest gab es in den letzten zehn Jahren keine öffentliche Empfehlung, wie Katholiken mit ihnen umgehen sollen.« In der Tat kennt der Verf., i.e. Pater Rolf Hermann Lingen, selbst auch keine öffentliche Empfehlung seitens der sog. "deutschen Bischöfe" oder überhaupt der Gruppe des sog. "Zweiten Vatikanischen Konzils" (V2) bzgl. des "Sedisvakantismus". Warum dieses Schweigen der V2-Gruppe?


Der Verf. selbst hat von sich aus immer äußerst großherzig den Dialog mit der V2-Gruppe gesucht, und er zeigte sich der V2-Gruppe stets höchst großzügig in jeglichem Entgegenkommen. So hat er seinerzeit der V2-Gruppe angeboten, ihr die von ihm registrierte Domain katholisch.de freiwillig unverzüglich zu übertragen; die V2-Gruppe brauchte lediglich den Beweis erbringen, dass die Position des Verf. falsch ist. Dafür stellte der Verf. der V2-Gruppe sogar finanzielle Mittel in Aussicht. Die V2-Gruppe entschied sich allerdings statt dessen dafür, jede argumentative Auseinandersetzung mit dem Verf. zu boykottieren und behauptete einfach, selbst Anspruch auf die Domain katholisch.de zu besitzen. Diesen Anspruch "stützte" die V2-Gruppe allerdings nur auf ein rein weltliches und somit rechtlich gegenstandsloses "Urteil", demzufolge eben die V2-Gruppe die katholische Kirche sei. Die gesamte V2-"Argumentation" basierte damit auf der kirchlicherseits unfehlbar verurteilten Irrlehre (Häresie), dass die Kirche dem Staat unterworfen sei. Die V2-Gruppe ließ nun durch das "Landgericht Bonn" mehrere katholisch-Domains des Verf. beschlagnahmen. Der Verf. erklärte daraufhin wahrheitsgemäß und für jeden noch heute über die "Wayback Machine" von archive.org nachprüfbar (Datum: Apr 29, 1999), dass früher seine Seite unter katholisch.de zu finden war. Für die Nennung dieser offenen Tatsache beantragte die V2-Gruppe dann von LG Bonn erfolgreich eine besonders schwere Bestrafung des Verf.: Kurz darauf erhielt der Verf. seine (erste) Ladung zum Haftantritt.


Schließlich versuchte die V2-Gruppe noch zusätzlich, den Verf. für geisteskrank erklären zu lassen. Bemerkenswert daran: Der Verf. war ja viele Jahre lang "Priesterkandidat" in mehreren V2-"Priesterseminaren" gewesen - ohne dass die V2-Leitung jemals auf die Idee gekommen wäre, seine Geisteskraft geringzuschätzen resp. anzuzweifeln; s. sein V2-"Diplom" mit dem Prädikat "sehr gut". Trotzdem: Die V2-Gruppe wandte sich zwecks Entmündigung des Verf. an das "Amtsgericht Dorsten", und AG Dorsten ließ den Verf. von einem Psychiater gründlichst examinieren. Im entsprechenden "Gutachten" hieß es endgültig: Der Verf. hatte "keine faßbaren pathologischen Denkinhalte, z.B. wahnhafte Fehl- oder Umdeutungen, argumentierte nicht unlogisch [...] Bei Herrn L. lassen sich keine sicheren Hinweise eruieren oder wahrscheinlich machen, dass bei ihm eine paranoide Persönlichkeitsstörung vorliegt." AG Dorsten verurteilte den Verf. zur Bezahlung des "Gutachtens" und erklärte dann selbst endgültig, dass beim Verf. doch eine paranoide Persönlichkeitsstörung vorliegt. Der Verf. wird allerdings nach wie vor als vollkommen uneingeschränkt geschäftsfähig behandelt und nicht betreut. Das also ist die argumentative Situation der V2-Gruppe. Ganz ausdrücklich aufgrund der Verbreitung dieser Informationen seitens des Verf. haben mehrere V2-Mitglieder ihren Austritt aus der V2-Gruppe erklärt, was der V2-Gruppe u.a. jährlich große finanzielle Einbußen bei der sog. "Kirchensteuer" eingebracht hat. Vielleicht hält sich die V2-Gruppe deshalb schon so lange so bedeckt. Aber der Bekanntheitsgrad des Verf. wächst täglich, und er will sich momentan noch nicht zur Ruhe setzen.









32. foodwatch sucht den Zuckerstar


18.11.2009


Die Initiative foodwatch hat schon so manches vermeintlich gesunde Lebensmittel als bloße Süßigkeit entlarvt. Nun hat foodwatch die Aktion gestartet: "DSDZ - Deutschland sucht die größte Zuckerbombe - Wir suchen das süßeste Milchprodukt aus dem Kühlregal". foodwatch erläutert dazu: "Das Milchregal beherbergt jede Menge Zuckerbomben, die sich als besonders wertvoll ausgeben. Süßigkeiten ab und zu sind schließlich kein Problem – aber sie müssen auch sofort als solche zu erkennen sein. Wir suchen darum die Produkte, über die Sie sich am meisten geärgert haben! Schreiben Sie uns bis zum 25.11.2009, welche Kindermilchprodukte Ihnen als Etikettenschwindel aufgefallen sind, weil die Hersteller suggerieren, es handele sich um besonders ausgewogene oder gesunde Produkte, obwohl in Wahrheit jede Menge Zucker drin steckt."
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